BETTENBORSE FUR ULKER RADZIWILL VORKAUFSRECHT
UKRAINE-GEFLUCHTETE IM MM-GESPRACH GroRstadt-
Uberwiltigendes «Niemand soll Sorge Mietervereine
Engagement vor Verdringung haben" = machen Druck

Magazin des — : a .

Berliner Mieter- - = N\

verein e.V., ™ 4 . ) v

Landesverband < | ' = |

Berlin im

Deutschen

Mieterbund

April

4/2022

gazin

www.berliner-mieterverein.de

allein reicht mch f*”‘ -

|
-

\ Der Wohnungsneubau muss B <3
Quantitat und Qualitat, Klimaschutz i
und Bezahlbarkeit vereinen

MieterMa




MARKTPLATZ

MITGLIEDER WERBEN MITGLIEDER

Machen Sie den Berliner
Mieterverein noch starker!

Uberzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer
Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben
Anspruch auf Beratung und Unterstiitzung in allen
wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner
Mieterverein setzt berechtigte Mieteranspriiche gegen-
iber Vermietern durch. Uberpriifungen der Anspriiche
und ausfiihrliche Rechtsberatung sind fiir Mitglieder
des Berliner Mietervereins kostenlos.

Fir jedes neugeworbene Mitglied erhdlt der Werber
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben.

O

Die Grad-Wanderung unseres Klimas

Wenn sich unser Klima um mehr als 2 Grad
erwarmt, droht uns eine Kettenreaktion von
Katastrophen. Die Folgen der globalen Erwar-
mung, wie z.B. Uberschwemmungen, Wirbel-
stlirme und Krankheiten, sind dann nicht mehr
unter Kontrolle zu bringen. Um knapp 1 Grad ist
die Durchschnittstemperatur bereits gestiegen.
Hochste Zeit zu handeln!
www.bund.net/klimaschutz

o Am Kollnischen Park 1
Fordern Sie 10179 Berlin
Fax 030 275 86-440

unser Infopaket an:
www.bund.net Naturschutz Deutschland eV. info@bund.net

Bund fiir Umwelt und

MIETERMAGAZIN ONLINE LESEN

Wenn Sie kiinftig zu den online-Lesern
des MieterMagazins gehéren wollen,
dann registrieren Sie sich bitte unter

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Viel Wissen ...
fiir wenig Geld

Komplett aktualisiert

Deutscher Mieterbund

Das Mieterlexikon

Ausgabe 2020/2021

Em DEUTSCHER MIETERBUND

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen
Mieterbundes das zuverldssige, umfassende und immer
aktuelle Nachschlagewerk fiir Fachleute und Laien.

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so-
wie unzéhlige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter-
lexikons splirbar verdndert. Mieter — aber auch Vermieter —
mussen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2020/2021 bringt sie auf
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist flir 14 Euro zzgl. Versandkosten
erhéltlich tber den Online-Shop des DMB-Verlages
https://shop.mieterbund.de/buecher/
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In betrdchtlichem Umfang sollen jetzt
Wohnungen gebaut werden, die fit fiir
die Anforderungen des Klimaschutzes
sind und tauglich fir die Anspriiche
unterschiedlicher Lebensentwdrfe und
Lebenslagen ihrer Bewohner.

Keine leichte Aufgabe —

Klotzen allein reicht nicht

24

Im hohem
Alter sind Men-
schen oft auf die
Unterstitzung eines amt-

lichen Betreuers angewiesen:
10 Fragen zur Betreuung

auf den Energiemarkten. Die Gasag

hat die Preise kréaftig angezogen.

Abbildungen: Christian Muhrbeck,
Lisa Smith, Jens Buttner/pa
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Die unter , Leserbriefe” abgedruck-
ten Beitrdge sind MeinungsduBe-
rungen von Leserinnen und Lesern
zu Berichten im MieterMagazin
und geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 1+2/2022,
Seite 3, Inhaltsverzeichnis

Bleibt statt bleiben

Rechts unten muss es richtig heiBen:
Wahrend umfénglicher ... bleibt
(nicht: bleiben!) ... nur der Umzug ...
Ansonsten vielen Dank fur die stets
interessanten und hilfreichen Infor-
mationen. Ich wiinsche lhnen alles
Gute und bleiben Sie gesund!

A. Lorber per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 11/2021,
Seite 14, Elisabeth VoB: ,Die
Genossenschaftsférderung wirkt
nicht, wie sie soll"

Huhn oder Ei?

In Ihrem Artikel wird am Rande un-
terstellt, dass die Vorstinde und
Aufsichtsrate von Alt-Genossen-
schaften kein groRes Interesse an
aktiven Mitgliedern haben. Dies ist
sicher groRtenteils so, doch beteili-
gen sich in meiner Genossenschaft
nur 20 bis 30 Prozent der Mitglieder
an Wahlen. Und bei den Vertreter-
versammlungen kommen oft nur
knapp tiber 50 Prozent der Vertre-
ter, so dass die Beschlussfahigkeit
gerade gewdhrleistet ist.

H. Weber, 14059 Berlin

IMPRESSUM

Betr.: MieterMagazin 1+2/2022,
Seite 4, Leserbrief von U. Uhlir:
«Eingebiirgert, aber falsch*

Sprache verandert sich

Bei der von Frau Uhlir beanstande-
ten Formulierung handelt es sich
nicht um ,falsches Deutsch”. Ein
Blick in den Online-Duden kann da-
ruber schnell Auskunft geben. Spra-
che verandert sich! Allerdings muss
man nattrlich personlich nicht alles
an Neuerungen anwenden — selbst,
wenn sie durch den Duden ,,abge-
segnet" sind :-)

In diesem Sinne: Cheerio!=

A. Otto per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 3/22, Seite 21,
Jens Sethmann: , Hydraulischer Ab-
gleich — Modernisierungszuschlag

fiir die Beseitigung eines Mangels? “

Keine Einsparung

Unwissenheit oder bewusste Un-
wahrheit? Die 2019 von Akelius
versprochene Einsparungsmoglich-
keit von durchschnittlich 11 Prozent
ist bei Heimstaden auf 20 Prozent
angewachsen. In der Realitédt an-
gewachsen ist aber nur der Heizol-
verbrauch: von 5003 Liter im Jahr
2018 auf 7086 Liter im Jahr des Ab-
gleichs 2019 und 2020 schlagartig
auf 7701 Liter — also ein Mehrver-
brauch von 54 Prozent und kein
Minderverbrauch von 20 Prozent.
Da senkt Heimstaden wohl nur sei-
ne (Instandhaltungs-)Kosten.

W. Fabian per E-Mail

Mitgliederversammlung
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf

Liebes Mitglied des Berliner Mietervereins,

wir laden Sie sehr herzlich zur Teilnahme an der
Mitgliederversammlung in IThrem Bezirk ein.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung kénnen
die Mitglieder des jeweiligen Bezirks Einfluss
auf die Aktivitdten des Vereins nehmen. Die Be-
zirksleitung informiert tiber die Probleme der
Mieter im Bezirk. Aktionen werden besprochen,
Informationen gegeben und Erfahrungen ausge-
tauscht. Scheuen Sie sich also nicht, im Berliner
Mieterverein (BMV) aktiv zu werden. Besuchen
Sie die Versammlung in hrem Bezirk. Bitte den
Mitgliedsausweis (ersatzweise Ihr aktuelles Mie-
terMagazin mit Adressenaufkleber) mitbringen.

Es gilt die 3 G-Regel: Zutritt geimpft, genesen,
getestet. Bitte tragen Sie in der Mitgliederver-
sammlung eine FFP-2-Maske und halten Sie Ab-
stand. Bitte bleiben Sie bei Krankheitssympto-
men wie Husten und Fieber zu Hause.

Montag, 25. April 2022, 18 Uhr

Kieztreff Marzahner Promenade 38,

S-Bhf. Marzahn (500 m FuBweg), Tram M6,
Bus 191, 192, 195 (Marzahner Promenade)

Tagesordnung

1. BegriiBung

2. Bericht der Bezirksleitung

3. ,Berliner Koalitionsvertrag — wieviel Mieter-
schutz steckt drin? Wege und Ziele, um Forde-
rungen des Berliner Mietervereins umzusetzen*
Referentin: Wibke Werner, stellvertretende
Geschéftsfuhrerin des Berliner Mietervereins

4. Aussprache zu Top 2 und 3

5. Nachwahl von Mitgliedern der Bezirksleitung
5. Nachwahl von Delegierten zur Delegierten-
versammlung des BMV

6. Verschiedenes

lhre Bezirksleitung Marzahn-Hellersdorf
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Gut zu wissen

Unser Beratungszentrum Siidstern schlieBt

Leider mussen wir unser Beratungszentrum Stidstern in
der Hasenheide 63 ab 14. April 2022 schlieen, da wir
keine Verlangerung des Mietvertrags erreichen konnten.
Wir haben jedoch bereits ein Ersatzobjekt gefunden, das
wir voraussichtlich im Mai oder Juni er6ffnen werden.
Bitte informieren Sie sich dann auf unserer Internetseite
oder Uiber unser Servicetelefon & 030-226 260.

MieterMagazin online lesen

Wenn Sie kiinftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Magazins gehdren wollen, dann melden Sie sich an unter
buchhaltung@berliner-mieterverein.de

Berliner Mieterverein auch bei Facebook
https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
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Corona und Mieterberatung

Wir sind fiir Sie da!

Bitte beachten!
Wegen hoher Corona-Infektionsgefahr

empfehlen wir die umfassende Beratung per Telefon

Liebe Ratsuchende, liebe Mitglieder,

selbstverstandlich beraten und unterstiitzen wir Sie auch
in der aktuellen Pandemiesituation gerne und umfassend.
Wegen des hohen Infektionsgeschehens und Erkrankungs-
risikos empfehlen wir lhnen weiterhin, insbesondere die
kontaktlose und umfassende Beratung per Telefon zu nut-
zen. Prasenztermine sind aber auch moglich.

Terminvereinbarung iiber @ 030-226 260

Fur die umfassende telefonische Beratung erhalten Sie
einen Beratungs-Ruickruf unsererseits. Sie werden zur ver-
einbarten Zeit von unseren beratenden Anwéltinnen und
Anwadlten angerufen und kénnen lhre Angelegenheit aus-
fuhrlich besprechen.

Fur diese ausfuhrliche Telefonberatung senden Sie uns
bitte lhre Unterlagen bis spédtestens zwei Tage vor der Be-
ratung per E-Mail (an: unterlagen@berliner-mieterverein.de).
Bitte geben Sie im Betreff lhren Nachnamen und lhre Mit-
gliedsnummer an und nutzen Sie bei Anhdngen die drei
gangigen Formate PDF, Office-Dokumente und JPEG.

Fiir die Prasenzberatung gilt die 3G-Regel
in allen Geschaftsraumen

1. G: Zugang kénnen Sie mit einem vollstdndigen Impf-
nachweis (doppelt geimpft + 14 Tage) erhalten.

2. G: Wer von Corona genesen ist, kann ein mindestens
28 Tage und hdchstens drei Monate zuriickliegendes posi-
tives PCR-Testergebnis vorlegen. Liegt der Nachweis einer
Corona-Infektion dagegen schon mehr als drei Monate
zuriick, muss neben diesem Testergebnis zusatzlich eine
Impfung nachgewiesen werden, die mindestens 14 Tage
vor dem Besuch in der Beratungsstelle stattgefunden hat.

3. G: Sie kdnnen alternativ auch ein negatives PCR- oder
Antigen-Testergebnis vorlegen, jedoch keinen Selbsttest.
Der Test darf nicht alter als 24 Stunden sein.

Personliche Beratungen nur nach Terminvereinbarung

Die personliche Beratung ist — ob per Telefon oder in Pra-
senz — weiterhin nur nach vorheriger telefonischer Termin-
vereinbarung moglich. Bitte vereinbaren Sie lhren Termin
iiber unser Servicetelefon & 030-226 260.

Im Beratungszentrum Frankfurter Allee kann nur eine ein-
zelne Person pro Termin beraten werden, es sei denn, Sie
benoétigen einen Dolmetscher/eine Assistenz, dann ist eine
Begleitung auch dort méglich.

MieterMagazin 4/2022

Vorkehrungen fiir den Gesundheitsschutz

In den Beratungszentren haben wir die erforderlichen Vor-
kehrungen fiir den Gesundheitsschutz getroffen. Falls Sie
einen Termin fiir den persdnlichen Besuch in der Beratung
vereinbart haben, bitten wir Sie, neben der Einhaltung der
3G-Regel folgende Punkte zu beachten:

m Bitte bleiben Sie auch bei leichten Krankheitssymp-
tomen wie Husten und Fieber oder bei einer positiven
Testung zu Hause und nutzen Sie die telefonische Rechts-
beratung.

Dies trifft auch dann zu, wenn Sie sich haben testen las-
sen und das Ergebnis noch aussteht.

| Erscheinen Sie bitte piinktlich. Der Zutritt zur Beratungs-
stelle ist zur Vermeidung von Kontakten erst 5 Minuten
vor lhrem vereinbarten Termin méglich.

| Es ist eine FFP2-Mund- und Nasenschutzmaske zu tragen
und der Mindestabstand von 1,50 Metern einzuhalten.

Weitere Beratungsangebote

Einige unserer ,kleinen” Beratungsstellen 6ffnen wieder
im April. Nur hier ist aufgrund der geringeren Besucherzah-
len auch eine Beratung ohne vorherige Terminvereinbarung
moglich. Teilweise ist die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Raumen aufhalten kénnen, sehr stark einge-
schrankt. Stellen Sie sich also darauf ein, dass Sie gegebenen-
falls vor der Einrichtung warten mussen. Nahere Informatio-
nen finden Sie auf Seite 32 des MieterMagazins.

Telefonische Kurzberatung ohne Terminvereinbarung
montags bis freitags von 13 bis 16 Uhr sowie montags und
donnerstags von 17 bis 20 Uhr unter & 030-226 26-152.
Hier ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen moglich.
Falls dies erforderlich ist, vereinbaren Sie bitte einen Termin
fur die ausfuhrliche Telefonberatung.

E-Mail-Beratung/schriftliche Anfragen

lhre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner-mieter
verein.de oder lhren Brief an den Berliner Mieterverein,
Spichernstrae 1, 10777 Berlin.

Mitglied werden

Bitte nutzen Sie unsere Beitrittsformulare unter
www.berliner-mieterverein.de/beitreten.htm. Fur Riickfragen
stehen wir lhnen unter Servicetelefon @ 030-226 260
gerne zur Verflgung.
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BUNDESWEITER MIETENSTOPP

Immobilienmarkt-Entwicklung zeigt Handlungsbedarf

Vor einem Jahr startete die Kampa-
gne fiir einen bundesweiten Mieten-
stopp. Da die neue Bundesregierung
noch keine Absichten erkennen
lasst, die Mietpreise zu deckeln,
machen die mittlerweile 143 Mit-
gliedsorganisationen weiter Druck.

Die Mieten steigen immer weiter.
Fast 30 Euro pro Quadratmeter net-
tokalt zahlt die Miinchner Mieterin
Juliane Schneider (Name geédndert)
fur ihre Einziimmerwohnung. Die in
der Initiative ,, Ausspekuliert” aktive
Mieterin hat sich an das Sozialreferat
der Stadt gewandt, das ihr in einem
Mietwertgutachten bescheinigte,
dass ihre Miete deutlich unter den
verlangten 30 Euro liegen misste.
,Das ist ein Skandal und ein klarer
Fall von Wuchermiete”, sagt Julia-
ne Schneider, die ihren Fall in der
Online-Pressekonferenz der Mieten-
stopp-Kampagne vorstellte.
Gefordert wird von deren Mitglieds-
organisationen ein bundesweiter
Mietenstopp fiir sechs Jahre. Nach-

dem die Verfassungsgerichte den
Landern Berlin und Bayern die Zu-
standigkeit fur ein entsprechendes
Vorgehen abgesprochen haben, ist
nun der Bund am Zug. ,Ein Mieten-
stopp wirde den Menschen unmit-
telbar und schnell helfen”, sagt Mo-
nika Schmid-Balzert, Geschaftsfiih-
rerin des Mieterbundes Bayern und
Sprecherin der Kampagne Mieten-
stopp. Die Kampagne fordert, dass
in Orten mit entspanntem Woh-
nungsmarkt die Mieterh6hungs-
moglichkeiten auf zehn Prozent in
drei Jahren begrenzt werden und in
Stadten mit angespannter Lage auf
sechs Prozent. In Stadten mit beson-
ders angespanntem Wohnungs-
markt sieht das Konzept ein Einfrie-
ren der Mieten fir sechs Jahre vor.
Auch der neue Berliner Immobilien-
marktbericht des Gutachteraus-
schusses zeigt, dass Handlungs-
bedarf besteht. Im Jahr 2021 sind
Immobilien im Rekordwert von 23,8
Milliarden Euro gehandelt worden.
»Das wird zu einem enormen Druck

WIRTSCHAFTSSTRAFGESETZ
.Keinen Schutz fiir schwarze Schafe"

Fotos: Jens Sethmann

auf die Mieten fihren", beflirchtet
der Geschaftsfuhrer des Berliner

Mietervereins, Reiner Wild. ,Wir
brauchen jetzt nach dem Ende des
Mietendeckels endlich einen neuen

wirksamen Schutz vor Mietsteige-
rungen und Uberforderungen bei
neuen Mietvertragen.”

Jens Sethmann

W Kampagne
Mietenstopp:
www.mietenstopp.de

Ein interaktiver
Online-Rechner der
Rosa-Luxemburg-
Stiftung zeigt, dass
ein bundesweiter
Mietendeckel in 42
GroBstadten 1,7 Mil-
lionen Haushalte von
liberhéhten Mieten
entlasten wiirde:
www.rosalux.de/
mietendeckel

Vorldufiger Bericht
zum Berliner Immo-
bilienmarkt 2021:
www.berlin.de/

gutachterausschuss/

Mietwucheropfer
Juliane Schneider
und Kampagnen-
sprecherin Monika
Schmid-Balzert

Die Landerkammer
will, dass der , Miet-
wucher-Paragraf” in
der Praxis angewen-
det werden kann

Im Bundesrat startete ein neuer
VorstoB, den sogenannten Miet-
wucherparagrafen 5 des Wirt-

schaftsstrafgesetzes wirksam zu
machen.

Mieten, die mehr als 20 Prozent Gber
der ortsiiblichen Vergleichsmiete
liegen, sollen wieder einfacher als
Mietpreistiberhthung verfolgt wer-
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den kdénnen. Das hat der Bundesrat
am 11. Februar beschlossen. Kunf-
tig soll der Mieter vor Gericht nicht
mehr nachweisen missen, dass er
sich lange erfolglos um glinstigeren
Wohnraum bemiiht hat und der Ver-
mieter seine Zwangslage ausnutzt.
Zudem soll das BuBgeld auf 100000
Euro verdoppelt werden.

Die Initiative ist vom Land Bayern
gestartet worden und wird von Ber-
lin, Brandenburg, Hamburg und
Nordrhein-Westfalen mitgetragen.
Wir wollen, dass sich Menschen mit
normalen Einkommen, Senioren und
Familien das Leben in den Ballungs-
rdumen weiter leisten kénnen*, sagt
Bayerns Justizminister Georg Eisen-
reich (CSU). Die Hurrden zur Verfol-
gung der Mietpreistiberh6hung seien
bisher zu hoch. Eisenreich: , Schwar-

ze Schafe unter den Vermietern ver-
dienen keinen Schutz.”

Der Deutsche Mieterbund begriRt
die Initiative: , Dies sind Forderun-
gen, die auch der Mieterbund seit
Jahren erhebt", sagt Bundesdirekto-
rin Melanie Weber-Moritz. Obwohl
die Gesetzesanderung von Landern
mit den unterschiedlichsten poli-
tischen Konstellationen gefordert
wird, kommt sie seit Langem nicht
vom Fleck. Ein wortgleicher Bun-
desratsentwurf von 2019 wurde in
der letzten Wahlperiode vom Bun-
destag nicht behandelt. Zuvor gab
es eine Initiative von Hamburg und
Bremen, die keine Mehrheit fand.
Wie sich die Bundesregierung zum
neuerlichen VorstoB verhilt, bleibt
abzuwarten.

Jens Sethmann
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ABRISS
Genehmigung
gegen Cash

Bezahlbare Wohnungen abreiflen,
Luxuswohnungen neu bauen - was
sich in letzter Zeit gehiuft in den
Innenstadtbezirken abspielt, sollte
das Zweckentfremdungsverbot ei-
gentlich verhindern. Doch mit Aus-
gleichszahlungen kénnen Investo-
ren sich eine Abrissgenehmigung
erkaufen.

Am 14. Februar begann der Abriss
des Gebdudes Dortmunder StraBe
14. Das 60er-Jahre-Haus im West-
falischen Viertel von Moabit stand
lange leer. Schon 2014 klagten Mie-
ter Uber die Vernachldssigung des
Hauses. Neue Mieter bekamen nur
noch befristete Mietvertrage. 2018
waren dann alle Bewohner ver-
drangt.

Eigentlich muss nach dem Zweckent-
fremdungsverbotgesetz bei einem
Abriss Ersatzwohnraum geschaffen
und zu hdchstens 7,92 Euro pro
Quadratmeter vermietet werden.
Uber diese Regelung ist jedoch mitt-
lerweile vor dem Oberverwaltungs-
gericht ein Rechtsstreit zwischen ei-
nem Investor und dem Bezirk Char-
lottenburg-Wilmersdorf anhangig.
Der Bezirk Mitte erhob deshalb vom
Eigentlimer der Dortmunder StraRe
14 eine Ausgleichszahlung in Hohe
von 2400 Euro pro Quadratmeter
abgerissener Wohnflache — insge-
samt knapp 1,9 Millionen Euro —
und akzeptierte im Gegenzug die
geplanten Neubauwohnungen als
.Ersatzwohnraum®.

Der Investor baut hier nun ,edle
Eigentumswohnungen in traumhafter
Wasserlage direkt an der Spree" un-
ter dem Namen , The Flaneur”. Eine
Dreizimmerwohnung mit 141 Qua-
dratmetern wird ,,ab 1490000 Euro*”
angeboten. Pro Quadratmeter wer-
den Preise von 9000 Euro an auf-
warts verlangt. Fir ein ebenfalls an-
gebotenes Penthouse wird der Preis
nicht genannt. Die Ablésesumme an
das Bezirksamt kann der Eigentlimer
bei solchen Erlésen wohl leicht ver-
schmerzen.
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Allein im Bezirk Mitte steht ei-

ne ganze Reihe weiterer Wohnhau-
ser vor dem Abriss: Fiinf Hauser an
der Tegeler StraBe, die fiir betriebli-
che Zwecke des Chemieriesen Ba-
yer weichen sollen, die Altbauten in
der ChausseestralRe 32 und 53 sind
davon bedroht, und auch bei der Ha-
bersaathstraBe 42-48 verfolgt der
Eigentimer immer noch dieses Ziel.
In den Jahren von 2018 bis 2021
haben die Bezirke den Abriss von
1038 Wohnungen genehmigt, so der
Senat auf eine Anfrage des Linken-
Abgeordneten Niklas Schenker, die
meisten davon in Charlottenburg-
Wilmersdorf. Fiir weitere 412 Woh-

nungen stellten die Bezirksamter Ne-
gativatteste aus. Das bedeutet, die
Héauser kénnen abgerissen werden,
weil sie nicht dem Zweckentfrem-
dungsverbot unterliegen — etwa weil
die Wohnung als unbewohnbar gilt.
Der Grundsatz, dass fur jede abge-
rissene Wohnung Ersatz geschaffen
werden muss, lauft ins Leere. Die Be-
zirke haben in den letzten vier Jahren
nur 396 Ersatzwohnungen gemeldet,
aber gleichzeitig fast 3,3 Millionen
Euro an Ausgleichszahlungen einge-
nommen. Eine Verpflichtung, dieses
Geld fur die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum einzusetzen, gibt
es nicht. Jens Sethmann

Mieterland Deutschland

-

30,3 %

EU-Durchschnitt

Spanien

e

36 %

Frankreich

24,9 % I

49,6 %

Deutschland

14,4 %

Polen

~

Quelle: aktuelle Zahlen des Statistischen Bundesamts

Eigentumswohnun-
gen ab 9000 Euro
pro Quadratmeter:
Der hier entste-
hende Neubau ist
genehmigter Ersatz
fiir die abgerissenen
preiswerten Altbau-
Wohnungen

3.9%

Ruménien

N

Grafik: Kersten Urbanke/AdobeStock

Als ,, Mieterland Nummer 1" wird Deutschland gerne bezeichnet. Aktuelle
Zahlen des Statistischen Bundesamts bestatigen dies — fast die Halfte al-
ler Deutschen lebt zur Miete, das ist EU-Spitze. Allerdings: Auch bei der
Wohnkostenbelastung liegt Deutschland weit vorne. 20 Prozent der Deut-
schen geben 40 Prozent oder mehr ihres verfiigbaren Einkommens fiir das
Wohnen aus. EU-weit miissen nur zehn Prozent so viel ausgeben. kb
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STARKE TEUERUNG BEI BAUSTOFFEN UND ENERGIE
Vereiteln die Baupreise das ehrgeizige

Neubauprogramm?

Die Baukosten sind im Jahr 2021

so stark gestiegen wie seit iiber 50
Jahren nicht mehr. Nach Einschat-
zung der Immobilienwirtschaft sind
dadurch die Neubauziele des Senats
gefdhrdet.

Die Preise fur den Neubau von Wohn-
gebduden in Deutschland sind nach
Angaben des Statistischen Bundes-
amtes im November 2021 um 14,4
Prozent gegenliiber November 2020
gestiegen. So hoch war die Preis-
steigerung im Bau zuletzt 1970. Der
Anstieg ist auch deshalb so stark,
weil im zweiten Halbjahr 2020 die
Mehrwertsteuer abgesenkt war.
Rechnet man diesen Effekt heraus,
war die Baukostensteigerung mit
11,6 Prozent aber immer noch hoch.
Im Berliner Wohnungsbau bewegt
sich der Anstieg im selben Zeitraum

mit 13,9 Prozent in dhnlichen H6-
hen, so das Statistische Amt Berlin-
Brandenburg. Betroffen sind sowohl
die Roh- wie die Ausbauarbeiten,
die sich durch Preiserhhungen bei
Rohstoff- und Energiepreisen ver-
teuern. Die grofiten Preisspriinge
machten die Zimmer- und Holzbau-
arbeiten mit 37,6 Prozent, Ramm-,
Rittel- und Pressarbeiten mit 30,9
Prozent und Estricharbeiten mit 23,5
Prozent. Die ebenfalls stark anzie-
henden Grundstickspreise sind in

der Statistik nicht bertcksichtigt.
Maren Kern, Vorstand des Verban-
des Berlin-Brandenburgischer Woh-
nungsunternehmen (BBU): ,Die
Preisexplosion am Bau ist ein echtes
Risiko fur die so ehrgeizigen wie not-
wendigen Berliner Neubauziele."

Ein Ende des Preisanstiegs ist nicht
in Sicht: Das Immobilien-Marktfor-
schungsunternehmen vdp Research
rechnet flir 2022 mit acht Prozent
hoheren Baupreisen.

Jens Sethmann

Illustration: Julia Gandras
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W Wenn Sie mit §
Willi Laumann von E
der BMV-Bezirks- L;
gruppe Neukélln &
Kontakt aufnehmen

mdchten, dann
wenden Sie sich

Willi Laumann

Alter: 69

bitte per Telefon Beruf: Projektsteuerer im Bereich
030226 26144 an umweltfreundliches Bauen
Thomas Christel

oder per E-Mail
bmv-neukoelln@
freenet.de

direkt an ihn.

Abstand zahlen — weil’ eigentlich
noch jemand, was das war? Eine Un-
sitte im alten West-Berlin, aber gang
und gabe, als ich vor Gber 40 Jahren
in die ummauerte Stadt kam. Bis da-
hin hatte ich in Frankfurt Soziologie
studiert, mit Schwerpunkt Stadt- und
Regionalplanung. Das wollte ich noch
einmal aus einem anderen Blickwin-
kel — und den bekam ich dann auch:
Als ich endlich eine Wohnung gefun-
den hatte, verlangte der Makler von
mir an die 3000 DM. Kein Abstand,

Aktionsformen miissen sich verdndern

keine Wohnung. Ich habe es irgend-
wie zusammengekratzt, mich dann
aber an den Berliner Mieterverein ge-
wendet. Es nutzte nichts, der Mak-
ler meldete kurzerhand Insolvenz an,
und mein Geld war weg.

Aber dem BMV und seinem Kampf
um soziale Gerechtigkeit bin ich treu
geblieben. Damals schloss ich mich
der Aktivengruppe des Mietervereins
in Neukolln an und wurde schon drei
Jahre spéter Bezirksleiter.

Wenn ich es mir recht Uberlege: Viele
der Probleme, Uber die wir stritten,
stehen jetzt wieder zur Debatte. Und
wie damals gibt es auch heute keine
einfachen Lésungen. Nehmen wir nur
die Anpassungen an den Klimawan-
del, die sozial gestaltet werden mis-
sen, damit den Leuten die Kosten
nicht um die Ohren fliegen. Neukdlln
steht bei energetischen Modernisie-
rungen in Milieuschutzgebieten eher
auf der Bremse, weil alteingesessene

Mieterinnen und Mieter nicht ver-
drangt werden sollen. Daflir gibt es
aber heftige Kritik von Klimaaktivis-
ten.

Uber vier Jahrzehnte Arbeit im Mie-
terschutz und in verschiedenen
Gremien und Initiativen des Bezirks
haben mich gelehrt: Mit einem lan-
gen Atem lasst sich viel erreichen.
Dass heute praktisch der gesam-
te Norden Neukolins unter Milieu-
schutz steht, kdnnen Mieterinitia-
tiven als groBen Erfolg verbuchen.
Wenn ich es aber bis jetzt nicht ge-
schafft habe, den Staffelstab als Be-
zirksleiter weiterzugeben, zeigt das
auch: Aktionsformen mussen sich
verdndern. Die Jiingeren sind ja
nicht weniger aktiv, aber sie ver-
netzen sich anders und engagieren
sich projektbezogener. Auch wenn
die Probleme heute ganz dhnliche
sind - die Jingeren werden sie an-
ders angehen als wir.

MieterMagazin 4/2022
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CO,-PREIS

Ungerechte Kostenaufteilung
auch beim Stufenmodell

Fiir die Aufteilung des CO,-Preises
auf Mieter und Vermieter hat die
Bundesregierung ein Stufenmodell
entwickelt. Der Deutsche Mieter-
bund (DMB) kritisiert, dass weiter-
hin die Mieter einen groBen Teil der
Last tragen sollen.

Seit der Einfihrung der CO;-Be-
preisung im Jahr 2021 missen die
Mieter diese Mehrkosten fir die Woh-
nungsheizung allein tragen. Das ist
ungerecht, denn Mieter kdnnen die
Art der Beheizung des Hauses nicht
beeinflussen. Weil der Vermieter die
CO5-Kosten einfach durchreichen
kann, hat er allerdings auch keinen
Anreiz zum Heizungsaustausch oder
zur DAmmung — die Regelung hat
dadurch keinen lenkenden Effekt.
Die Bundesministerien fur Wirtschaft
und Bauen haben deshalb ein Mo-
dell mit sieben Stufen entwickelt,
das ab Mitte 2022 greifen soll. Je
mehr fossile Energie eine Wohnung
fir Heizung und Warmwasser be-
notigt, desto mehr sollen die Ver-
mieter von den CO5-Mehrkosten
Ubernehmen. In den Hausern mit
dem hochsten CO»-Ausstol sollen
die Vermieter 90 Prozent des CO»-
Preises tibernehmen, 10 Prozent die
Mieter. In energetisch bestens sa-
nierten Hausern wiirden die Mieter
hingegen den vollen CO;-Preis tra-
gen.

Fiir den DMB sind Erleichterungen
fur die Mieter Uberféllig. ,,Durch
ein Stufenmodell zur Aufteilung
der CO5-Kosten kann hier Entlas-
tung geschaffen werden, allerdings

MieterMagazin 4/2022

nur, wenn Mieterinnen und Mieter
bei den energetisch schlechtesten
Gebduden von den Mehrkosten
vollstédndig befreit werden", erklart
DMB-Bundesdirektorin Melanie We-
ber-Moritz. , Diese Mieter leiden un-
ter den hochsten Energiekosten und
haben mit ihrem Verhalten kaum
Einfluss auf die Hohe ihrer Energie-
rechnung. Das muss der Gesetzge-
ber berlcksichtigen.” Einsparanrei-
ze flr Mieter gibt es bereits Uber
die verbrauchsabhéngige Heizkos-
tenabrechnung. Einen Mieteranteil
in der CO3-Bepreisung braucht es
daher nicht.

Nach DMB-Berechnungen belduft
sich fur einen Musterhaushalt in ei-
ner unsanierten Wohnung die CO;-
Abgabe im laufenden Jahr auf 130
Euro bei einer Gasheizung und 190
Euro bei einer Olheizung. Bis 2025
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steigt sie auf 238 Euro beziehungs-
weise 350 Euro im Jahr.

Die Vermieterseite reagiert gespal-
ten. Wéhrend der Bundesverband
GdW das Stufenmodell begriift,
ktindigt der Eigentiimerverband
Haus & Grund an, eine Verfassungs-
beschwerde zu prifen, wenn die
CO5-Kosten auch nur teilweise den
Vermietern aufgeburdet werden.
Jens Sethmann

Bei der Kosten-

aufteilung fiir den

Klimaschutz im

Gebaudebereich
hat der Gesetzgeber
noch kein akzep-
tables Modell fiir
Mieter vorgelegt

8.8%

Mietenanstieg 2021

Brandenburg

52%
1,7%
Berlin ¢
R Cottbus

Jahresvergleich 2020 zu 2021, absolute Mietpreise 4. Quartal 2021

Berliner Miethéhe bei Wiedervermietung
doppelt so hoch wie in Cottbus

Mietwohnungssuchende mussen in Berlin mit durchschnittlich 741
Euro netto kalt fur eine Wohnung mit zwei Zimmern und 70 Qua-
dratmetern kalkulieren. Cottbus mit seinen knapp 100000 Einwoh-
nern liegt 130 Kilometer entfernt. Bestandsmietwohnungen werden
dort fiir 5,63 Euro pro Quadratmeter auf dem Internetportal Immo-
Scout24 angeboten. Eine Zweizimmerwohnung mit 70 Quadrat-
metern kostet damit rund 394 Euro netto kalt und ist knapp 347
Euro glinstiger als in Berlin. In beiden Stadten stiegen allerdings die
Angebotspreise deutlich gegentiber dem Vorjahr. In Berlin um 6 Pro-
zent, in Cottbus um 1,7 Prozent. immoscout/mm

»Mieter miissen
bei den energe-
tisch schlechtesten
Hausern von der
CO;-Abgabe be-
freit werden”, sagt
DMB-Bundesdi-
rektorin Melanie
Weber-Moritz

Grafik: Kersten Urbanke/AdobeStock
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HEIZKOSTENABRECHNUNG

Saftige Nachzahlungen - besonders bei Olheizungen

Mit dem Frithling kommt die Heiz-

kostenabrechnung — und die wird

laut dem Messdienstleister Techem
fiir viele Mieter kraftige Nachzah-

lungen mit sich bringen.

Grinde fur die umfassenden Nach-
zahlungen gibt es gleich mehrere:
Der Winter 2021 war 13 Prozent
kélter als der Vorjahreszeitraum.
Gleichzeitig verteuerte sich der OlI-
preis um 52 Prozent. Beide Fakto-
ren werden in Kombination mit der
Tatsache, dass viele Arbeitnehmer
pandemiebedingt haufiger in den ei-
genen vier Wanden arbeiteten, dazu
fuhren, dass die Heizkosten um 72
Prozent steigen — das hat Techem
anhand von Zahlen des Statistischen
Bundesamts errechnet.

Nicht ganz so tief in die Tasche grei-
fen mussen laut Techem Mieter in
gasbeheizten Mehrfamilienhdusern.
Denn der Gaspreis zog 2021 um
nur" 4,2 Prozent an. Dennoch wer-
den auch sie 18 Prozent mehr be-
zahlen missen als zuvor.

Wie stark Mieter belastet sind, hangt
auch von der Region ab. Die Kom-
bination aus Mehrverbrauch und
Mehrkosten kénnte demnach in der
Region KoIn-Bonn und in Teilen Ba-
den-Wirttembergs zu den hochsten
Nachzahlungen flhren. Etwas glins-
tiger kommen die Regionen ganz im
Norden und im Stiden weg.

Der Berliner Mieterverein rat Mie-
tern, die ihre Heizkostenabrechnung —
besonders mit hohen Nachzahlungen
— erhalten, diese genau zu prifen.
Die Abrechnung muss die Gesamt-
kosten ebenso enthalten wie die Be-
rechnung des Mieteranteils, die ver-
rechnete Vorauszahlung sowie die
Summe der Riick- oder Nachzahlung.
Wurden die Fristen eingehalten?
Sie umfasst normalerweise einen
Zeitraum von einem Jahr. Die Ab-
rechnung muss dann spatestens ein
Jahr nach diesem Zeitraum vorlie-
gen. Sind Nachzahlungen seitens
des Mieters zu leisten, kann der
Vermieter sie nach Ablauf dieser
Frist nicht mehr geltend machen.
Rickzahlungen durch den Vermie-

10

Foto: MieterMagazin-Archiv

ter verjahren dadurch jedoch nicht.
Wer offene Fragen zur eigenen Heiz-
kostenabrechnung hat, kann sich
an die Experten des Mietervereins
wenden.

Die jetzt im Zuge des Ukraine-Krieges
erneut deutlich angestiegenen Preise

fur Rohol und Gas haben auf die
jetzt vorgenommenen Betriebskos-
tenabrechnungen noch keine Aus-
wirkung, werden sich aber vermut-
lich in den Abrechnungen des nachs-
ten Jahres niederschlagen.
Katharina Buri

Der kalte Winter
2021 und eine
enorme Verteuerung
des Olpreises hat
die Heizkosten

um 72 Prozent
steigen lassen

W Weitere Infos

im BMV-Info 74:
,Die verbrauchs-
abhéngige Heiz-
kostenabrechnung*:
www.berliner-
mieterverein.de/
2s=Info+74&
submit=Suchen

Foto: Muhrbeck

Podcast-Folge
,Solarstrom fiir alle”:
https://s4f-podcast.

de/2022/02/folge-
21-solarstrom-fuer-alle

Whitepaper , Den Solar-
strom zu den Mieterinnen
und Mietern bringen”:
https://blog.hwr-berlin.
de/mieterstromplus/wp-
content/uploads_mieter-
stromplus/2022/02/White
paper-MieterstromPlus.pdf
Aktuelle Informationen zum
,MieterstromPlus" unter:

https://blog.hwr-berlin.
de/mieterstromplus

WEBTIPP
Mieterstrom von méglichst
vielen Dachern

Wie kommt die Solarkraft auf (moglichst viele) Berliner Dacher?
Mit dieser Frage beschéftigt sich das Forschungsprojekt , Mieter-
stromPlus!", das die Hochschule fuir Wirtschaft und Recht Ber-
lin (HWR) und die Hochschule fiir Technik und Wirtschaft Ber-
lin (HTW) gemeinsam durchfiihren und dessen Praxispartner
der Berliner Mieterverein ist. Klar ist: Die Energiewende gelingt
nur biirgernah. Trotzdem bleibt das 2017 eingefiihrte Mieter-
strom-Modell bislang deutlich hinter den Erwartungen zurtick.
Woran liegt das? Antworten darauf geben die Studienautoren
Andrea Rumler (HWR) und Volker Quaschning (HTW) in einer
aktuellen Folge des Podcasts ,Scientists for Future”. Jlingst er-
schienen ist auch ein Whitepaper des Forschungsprojekts mit
zwei Untersuchungen zum Thema Mieterstrom. Darunter ist
neben einer Befragung von 189 Mietern in ausgewdhlten Mie-
terstromprojekten aus dem Jahr 2020 auch eine qualitative Un-
tersuchung mit 18 Tiefeninterviews in drei Mieterstromprojekten
von 2021. Damit identifizierten die Forscher drei Haupttypen an
Mieterstrombeziehenden: Umweltbewusste, Preisbewusste so-
wie Effizienz- und Transparenzbewusste. Sie leiten daraus ab,
.welch groBes Potenzial die Projekte haben, breite Teile der Be-
volkerung fur die Nutzung der Solarenergie zu begeistern” —
und liefern auch gleich Ideen, wie das gelingen kann. kb
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BBU-MARKTMONITOR 2021
Unserios
gerechnet

In seinem Marktmonitor verzeichnet :

der Verband Berlin-Brandenburgi-
scher Wohnungsunternehmen (BBU)

in der Hauptstadt stagnierende Mie- s

ten. Einem Mietenmoratorium er-
teilt er gleichwohl eine Absage.

Bei den Berliner Wohnungsunter-
nehmen, die im BBU organisiert sind,
sanken die Neuvertragsmieten zum
Stichtag 30. Juni 2021 innerhalb ei-
nes Jahres durchschnittlich um 3,6
Prozent auf 7,66 Euro pro Quadrat-
meter. Die Bestandsmieten sind im
Durchschnitt um 0,7 Prozent auf
6,37 Euro gestiegen. Ursache sei der
bis Mitte April 2021 geltende Mie-
tendeckel. Die Einnahmeverluste
durch die geringeren Neuvertrags-
mieten rechnet der BBU bei durch-
schnittlich 20-jéhriger Wohndauer
auf 140 Millionen Euro hoch, was
Investitionen von 700 Millionen
Euro verhindern wiirde.

STUDIERENDE

Der Berliner Mieterverein (BMV)
hélt die BBU-Berechnungen fiir ,,un-
serios". ,Hier wird so getan, als wr-
den in diesen 2020 abgeschlossen
Mietvertragen binnen 20 Jahren
keine nachholenden Mieterhéhun-
gen durchgefuhrt”, sagt BMV-Ge-
schaftsfuhrer Reiner Wild. ,,Das ist
extrem unrealistisch."

Die sechs landeseigenen Woh-
nungsunternehmen, die im BBU
ein groBes Gewicht haben, sind
vom Senat dazu verpflichtet wor-
den, wesentliche Regelungen des
Mietendeckels auch weiterhin ein-
zuhalten. Unter anderem durfen sie
die Mieten bis 2025 jahrlich nur um

ein Prozent — bei Mieten, die abge-
senkt wurden, um 2,5 Prozent — er-
héhen, wobei die ortstibliche Ver-
gleichsmiete nicht tUberschritten
werden darf.

Neben &ffentlichen und genossen-
schaftlichen Vermietern vertritt der
BBU aber auch profitorientierte
Wohnungskonzerne wie die Vo-
novia einschlieBlich der von ihr
Ubernommenen Deutschen Woh-
nen, die nach dem Scheitern des
Mietendeckels die Mieten unver-
ziglich erhohte und von den Mie-
tern teils saftige Nachzahlungen
forderte.

Jens Sethmann

Im BBU-Becken
schwimmen auch
Fische, die jetzt
wieder machen,
was sie wollen

M BBU-Markt-
monitor 2021:
https://bbu.de/
publikationen?
type=36

W Das Bundesminis-
terium fiir Bildung
und Forschung hat al-
le Informationen rund
um die Férderung
zusammengestellt:

www.bafég.de

Das Bafdg hinkt der Miete im Westen haufig hinterher

Der Bafég-Hochstsatz fiir Studieren-
de liegt aktuell bei 861 Euro, darin
enthalten ist eine Wohnpauschale
von 325 Euro. Das Immobilienportal
immowelt hat untersucht, wieviel
Miete Studierende fiir Ein- bis Zwei-
zimmerwohnungen mit 40 Quadrat-
metern GroBe ausgeben miissen.
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Foto: Kostas Koufogiorgos

Als Datengrundlage dienten die Inse-
rate auf der immowelt-Vermittlungs-
plattform. Das Ergebnis: In 38 der
68 Stadte liegt die Kaltmiete tber
der Wohnpauschale, in elf Stadten
frisst sie sogar mehr als die Hélfte
des Bafog auf. Am hértesten trifft es
die Minchner, wo mit durchschnitt-
lich 780 Euro 91 Prozent des Bafog
in die Miete flieBen. Berlin landet
hinter Frankfurt am Main auf Platz

3 — mit 58 Prozent beziehungsweise
500 Euro. Generell sind GroBstadte
besonders stark betroffen, ebenso
die beliebten Uni-Stadte in Baden-
Wairttemberg und Bayern. Verhalt-
nismaRig glinstig wohnt es sich hin-
gegen in ostdeutschen Stadten, wo
vielerorts die Miete sogar unter der
Wohnpauschale liegt. Am glinstigs-
ten kommen Studierende in Chem-
nitz weg, wo eine Wohnung im

Schnitt schon fiir 190 Euro zu ha-
ben ist.

2021 wurde das ,Bundesausbildungs-
forderungsgesetz”, kurz Bafog, 50
Jahre alt. Es wurde geschaffen, um
Schiler und Studierende, die wih-
rend ihrer Ausbildung nicht oder
nicht ausreichend von ihren Eltern
bezuschusst werden kénnen, finan-
ziell zu unterstttzen. Zuletzt ist die
Forderung stark in die Kritik gera-
ten — zum einen, weil sie trotz der
Erhéhungen der vergangenen Jahre
aus der Sicht vieler nicht ausreichend
ist. Zudem gilt sie als burokratisch
und ungerecht. Die neue Bundes-
regierung hat in ihrem Koalitionsver-
trag eine Reform angekiindigt, da-
runter auch erhohte Bedarfssatze.
Wann diese umgesetzt wird, ist
noch offen.

Katharina Buri
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WOHNUNGSMARKTANGEBOT
Fiir Familien bleibt

es weiter eng

Besonders Singles und Paare haben
es schwer, eine Wohnung zu finden,
denn Ein- bis Dreizimmerwohnun-
gen sind sehr beliebt - so hieB es
bisher. Neue Zahlen zeigen jedoch,
dass inzwischen vor allem Mehrper-
sonenhaushalte lange eine geeigne-
te Wohnung suchen miissen - so
der Zentrale Inmobilienausschuss.

Bundesweit sei die Zahl der Haushal-
te mit drei oder mehr Personen zwi-
schen 2010 und 2020 mit 6,6 Pro-
zent deutlich stédrker gestiegen als
die der kleineren Haushalte mit 3,1
Prozent. Das behauptet der Zentra-
le Immobilienausschuss e.V. (ZIA).
Gleichzeitig hatte das Augenmerk
beim Geschosswohnungsbau in den
vergangenen Jahren ganz klar auf

Fotos: Sabine Mittermeier

kleineren Wohnungen gelegen — die
Zahl der Wohnungen mit vier oder
mehr Zimmern hatte dagegen sta-
gniert. Im Papier heifit es dazu: ,Es
konnte daher sein, dass die Konzen-
tration auf kleine Wohnungen eine
Folge politischer Mengenziele bei
gleichzeitigem Druck zur Nachver-
dichtung und flachensparendem
Bauen ist. 200 (kleine) Wohnungen
klingen jedenfalls besser als 100
(groRe) Wohnungen."

Das Resultat: Wo zu wenig (fami-
lienfreundliches Wohn-)Angebot

auf zu viel Nachfrage trifft, finden
mehrkopfige Familien keine adédqua-
te Wohnung - und richten sich auf
zu wenig Platz ein, auch dauerhaft.
Aber ist die , Singlehauptstadt” Ber-
lin tberhaupt von dieser Problematik
betroffen? Ja — das zeigen Berliner
Mikrozensus-Zahlen. Zwischen 2011
und 2018 nahm demnach die Zahl
der Drei-, Vier- und Fiinf-Personen-
Haushalte tiberproportional zu. Fiir
Familien bleibt es weiter eng — auch
in Berlin.

Katharina Buri

Familiengerechte
WohnungsgréBen -
danach muss man

nicht nur in Berlin
lange suchen

W ZIA-Friihjahrs-
gutachten unter

https://zia-
deutschland.de/

fruehjahrsgutachten

Wie fair sind unsere
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Vermieter? Focus-
Money behauptet,
es zu wissen

FOCUS-MONEY LASST SEINE LESER WOHNUNGSUNTERNEHMEN BEWERTEN
Auf Platz 1 steht ein Vermieter unter Betrugsverdacht

Lasst sich die Fairness von Woh-
nungsunternehmen anhand einer
Kundenbefragung ermitteln? Das
Magazin Focus-Money hat es ge-
meinsam mit einer Analysefirma
versucht. Die Sinnhaftigkeit der Er-
gebnisse darf angezweifelt werden.

Bereits zum vierten Mal hat das Wirt-
schaftsmagazin gemeinsam mit dem
Kélner Analyseinstitut ServiceValue
online Mieter zu 26 Wohnungsun-
ternehmen befragt. Dabei konnten
im November und Dezember 2021
1454 Kunden bis zu zwei Wohnungs-
unternehmen bewerten, bei denen
sie in den vergangenen Jahren Mie-

Foto: Nils Richter

ter gewesen waren: Wie fair sind
Wohnungsvermittlung, Mieterbe-
treuung und -service? Ist die Miete
angemessen? Wie gut sind Woh-
nung und Umfeld ausgestattet und
gestaltet? Und wie sieht es mit der
Nachhaltigkeit aus? ,,Im Durch-
schnitt haben die Wohnungsunter-
nehmen ihre Performance erneut
steigern kdnnen”, sagt der Service-
Value-Geschéftsfuhrer Dr. Claus
Dethloff.

In der Gesamtbewertung schneiden
14 der groBen Unternehmen gut bis
sehr gut ab. Auf dem Spitzenplatz in
funf der sechs Einzelkategorien wie
auch der Gesamtwertung findet sich
die Adler Group, eine Luxemburger
Firma mit groBem Wohnungsbestand
auch in Berlin. Zuletzt war das Unter-
nehmen durch Betrugsvorwdrfe in
die Kritik geraten, die ,Welt" schrieb
im Oktober 2021: ,Die Adler Group
mit 70000 Wohnungen in Deutsch-
land gilt als intransparent und hoff-
nungslos Gberschuldet.”

Auf Platz 2: Covivio — ebenfalls in
Berlin vertreten, aber auch im Hotel-
und Blirobereich aktiv. Platz 3 belegt
die landeseigene Wohnungsbauge-
sellschaft Degewo. Mit der Howoge
auf Platz 4 und der Gesobau immer-
hin unter den , gut" abschneidenden
Unternehmen finden sich drei der
insgesamt sechs , Landeseigenen*
auf vorderen Platzen im Ranking.
Das Ergebnis wird so manchen tber-
raschen — ebenso wie die Tatsache,
dass es das Kriterium ,angemessene
Kaltmiete" nicht unter die wichtigs-
ten Aspekte bei der Kundenbindung
geschafft hat.

Sich genauer in die Untersuchung
einzulesen, wird teuer: Wer die Da-
ten komplett auswerten will, muss
fur die Benchmarkstudie 4500 Euro
ausgeben. Einstweilen bleibt vielen
Mietern vor allem ihre subjektive
Erfahrung mit Wohnungsunterneh-
men, die aber auch nicht immer von
Fairness gezeichnet sein durfte.
Katharina Buri
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Der Wohnungsneubau muss Quantitat und Qualitat,
Klimaschutz und Bezahlbarkeit vereinen

Auf Bundes- wie auf Landesebene haben die jeweils
Regierenden gigantische Wohnungsbauziele ver-
sprochen. In der Berliner Nachkriegsgeschichte ist das
nichts Neues. Immer mal wieder musste in den zurlick-
liegenden Jahrzehnten ein krasser Mangel an Mietwoh-
nungen durch politischen Eingriff und 6ffentliche Gelder
behoben werden — auf beiden Seiten der Mauer. Nun aber
treffen ambitionierte Neubauzahlen auf hohe Anspriiche
an die Standards: Die Wohnungen sollen klimaneutral,
altersgerecht und barrierefrei sein, in lebendigen Quar-
tieren liegen und auch Menschen mit niedrigem Einkom-
men ein Zuhause bieten. Damit unterscheidet sich diese
Bauoffensive von vergangenen in Ost wie West. Damals
ging es namlich um eine eher grundsatzliche Versorgung
zu einem leistbaren Preis und mit einem zeitgemaRen
Komfort fur all jene, die in der langen Schlange der

Un- und Unterversorgten standen.

14

Is sich vor wenigen Wochen
A fuhrende Vertreter von Bau-

und Immobilienbranche, Mie-
terbund und Gewerkschaften zu ih-
rem 13. Wohnungsbautag trafen,
lag vor ihnen ein Papier, das es in
sich hatte. Der im November letz-
ten Jahres beschlossene Koalitions-
vertrag bindelt unter der Uberschrift
.Bauen und Wohnen" auf nur funf
Seiten eines der wichtigsten Ziele
der neuen Ampelregierung: einen
+Aufbruch in der Bau-, Wohnungs-
und Stadtentwicklungspolitik”. An
oberster Stelle steht dabei der Bau
von jahrlich 400000 Wohnungen.
Ein Viertel davon soll im Sozialen
Wohnungsbau entstehen. Dieser
Umfang tbertrifft das Neubauvolu-
men der Jahre zuvor deutlich, in de-
nen jeweils etwa 300000 Wohnun-
gen gebaut worden waren. Hinter-
grund dieser Wohnungsbauoffen-
sive ist der Bedarf vor allem an be-
zahlbarem Wohnraum. So zeigt eine

MieterMagazin 4/2022
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von der Hans-Bockler-Stiftung ge-
forderte Studie: In den 77 GroBstad-
ten Deutschlands fehlen fast zwei
Millionen glinstige Wohnungen. Am
groBten sei die Lucke in Hamburg,
KoIn — und Berlin.

Das sieht auch die neue Landesre-
gierung in der Hauptstadt so. Rot-
Griin-Rot verstdndigte sich in den
Sondierungsgesprachen am Jahres-
anfang darauf, den seit 2017 gelten-

Sozialbindung
bei einem Viertel
der Neubauten

den ,Stadtentwicklungsplan Woh-
nen" noch einmal deutlich aufzu-
stocken. Statt wie bisher festgelegt
13000 neue Wohnungen pro Jahr
zu bauen, sind jetzt 20000 geplant.
Auch hier: Ein Viertel — 5000 Woh-
nungen — soll im Sozialen Wohnungs-
bau errichtet werden. Die Einstiegs-
miete betrdgt monatlich aktuell bei
Bezugsfertigkeit zwischen 6,50 und
8,20 Euro pro Quadratmeter netto-
kalt. Mietpreis- und Belegungsbindun-
gen gelten fiir 30 Jahre. Ziel der Berli-
ner Offensive ist es, nicht nur den au-
genblicklichen Fehlbedarf auszuglei-
chen, sondern auch fiir einen prog-
nostizierten Bevélkerungszuwachs bis
zum Ende des Jahrzehnts ausreichend
Wohnraum zur Verfligung zu haben.
Wohnraummangel in und Zuzug
nach Berlin gaben in zuriickliegen-
den Jahrzehnten 6fter schon Anlass
zu Wohnungsneubau in groBem

MieterMagazin 4/2022

Stil — in Ost wie West. ,,Wir haben
zwar Uiber 220000 Wohnungen seit
Ende der Blockade fertiggestellt",
umriss der West-Berliner Bausenator
Rolf Schwedler (SPD) vor 60 Jahren
die damalige wohnungspolitische
Situation. ,,Und obwohl jeder vierte

Foto:.Rolf Schulten

Berliner heute in einer Nachkriegs-
neubauwohnung lebt, haben wir
immer noch eine hohe Zahl von
Wohnungssuchenden und eine noch
hohere Zahl von solchen, die eine
bessere Wohnung, eine andere, ge-
stindere, meist auch eine groRere
Wohnung haben wollen ..."

Die Berliner, von denen damals noch
viele in den Grlinderzeit-Mietska-
sernen der Altbauviertel wohnten
— kostenglnstig, weil eine in den
Noten der Nachkriegszeit entstan-
dene Mietpreisbindung die Mieten
kappte - folgten dem Lockruf in die
Neubauten gern. Denn die Altbau-
ten waren so, wie sie Ende des 19.
Jahrhunderts gebaut worden waren:
mit Ofenheizung, ohne Bad und

Warmwasser, das Klo auf halber
Treppe. An eine Sanierung der Ge-
baude und Reduzierung der Gebau-
dedichte dachten seinerzeit weder
Stadtplaner noch Politiker.

So kam ein massiver Wohnungsbau
in Fahrt, in dessen Rahmen bis zur
Wiedervereinigung Hunderttausen-
de Neubauten errichtet wurden, fast
zu 90 Prozent im Rahmen des Sozia-
len Wohnungsbaus. Es entstanden
«Trabantenstadte” genannte GroR-
siedlungen in Britz-Buckow-Rudow

Die 1970er im Westen:
Weg mit der alten
Bausubstanz

(BBR) im Bezirk Neukdlln, seit 1972
offiziell Gropiusstadt, das Falkenha-
gener Feld in Spandau und das Rei-
nickendorfer Markische Viertel (MV)
mit insgesamt rund 47500 Wohnun-
gen. Den GroRsiedlungen am Stadt-
rand fehlte es allerdings an wichti-
ger sozialer Infrastruktur, und auch
die Verkehrsanbindung war schlecht.
Fur Neubauwohnungen in der In-
nenstadt wurden ganze StralRen-
zlige mit den als unzeitgemaR ein-
geschatzten Altbauten, vor allem
in den Arbeiterbezirken Wedding,
Kreuzberg und Neukolin, abgeris-
sen. Zu den vielen Wohnanlagen,
die an ihrer Stelle in dieser Zeit ent-
standen, gehorte beispielsweise die
Neubebauung des Mehringplatzes
(1967 bis 1971) mit circa 1500 Woh-
nungen oder auch die spektakula-
re Uberbauung der Stadtautobahn
in Wilmersdorf an der Schlangenba-
der StraRe (1976 bis 1981) mit tiber
1200 Wohnungen. Und obwohl es
im Laufe der 70er Jahre erste Stim-
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Das Markische
Viertel (links)
wurde von 1963
bis 1974 gebaut
- mit anfangs
unzureichender
Infrastruktur.
Kahlschlag in
West-Berliner
Altbauvierteln
in den 70ern

4In Deutschlands
GroBstadten
fehlen fast 2 Mil-
lionen giinstige
Wohnungen -

die jetzige Bau-
offensive will
diesen Miss-
stand beheben
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Im Ostteil p
Berlins entstand
bis zur Wieder-
vereinigung ein
komplett neuer
Stadtteil: Mar-
zahn-Hellersdorf.
In den Ost-Berli-
ner Innenstadt-
vierteln verfiel
gleichzeitig der
Altbaubestand

16

Klimaschutz und Nachhaltigkeit
bestimmen den kiinftigen

Wohnungsbau

men und Entwdrfe gab, die beleg-
ten, dass die Altbausanierung sich
lohnt und rechnet, wurde weiter ab-
gerissen und neu gebaut. Das lag al-
lerdings auch an der Art der Finan-
zierung des West-Berliner Sozialen
Wohnungsbaus. Die war 1969 um-

Finanzielles
Desaster
im Westen

gestellt worden von einer Kapital-
subventionierung — der Vergabe 6f-
fentlicher Baudarlehen, die in einer
bestimmten Zeit zuriickgezahlt wer-
den mussten — auf die sogenannte
Lastensubventionierung von Bank-
krediten. Bezuschusst wurde nun der
finanzielle Aufwand von Bauherren,
der durch ihre Einnahmen aus der
Vermietung nicht mehr abgedeckt
war. Spekulativer Baukostenanstieg
und Zinsabhéngigkeiten, aber auch
architektonische Raffinessen und er-
hohte Baustandards wurden bei ge-
deckelten Mieten mittel- und lang-
fristig zu einer enormen Belastung
des West-Berliner Landeshaushalts.
Denn der hatte sich verpflichtet,
die Differenz zu tragen. West-Ber-

lin sollte ja hinter der Mauer nicht
,aussterben”, seine Bewohnerinnen
und Bewohner sollten aufgrund die-
ser attraktiven Wohnungsangebote
bleiben, und es sollten Zuzlgler in
die ummauerte Stadt kommen. Die
Folge: Der Soziale Wohnungsbau
in West-Berlin war der mit Abstand
teuerste in der Bundesrepublik. Von
1961 bis 1990 summierten sich die
Subventionen auf 34 Milliarden DM.
Gewinner dieses Systems waren Ban-
ken, die Bauindustrie und Vermieter.
Auch das gewaltige Wohnungsbau-
programm im Ostteil der Stadt war
ein defizitares. Sein Ziel klang ehr-
geizig: Bis 1990 sollte die ,Woh-
nungsfrage als soziale Frage" gelost
sein. Ost-Berlin wurde zum groften
Bauplatz der DDR. Es entstand zwi-
schen 1972 und 1989 ein komplett
neuer Stadtraum im Nordosten:
Marzahn, Hellersdorf und Hohen-
schdnhausen wurden innerhalb von
zwei Jahrzehnten Wohnort fir tiber
350000 Bewohnerinnen und Be-
wohner. Moglich wurde das mit
einem typisierten und industriellen
Montagewohnungsbau. Der verein-
fachte die Ablaufe, verkurzte Ferti-
gungszeiten und verbilligte auch das
Bauen. Allerdings lieR er Vielfalt und
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Abweichungen von der Norm nicht
zu. Architekten und Stadteplaner
hatten sich auf Quantitat zu kon-
zentrieren. Und auf den GroRbau-
stellen gab es auch kein traditionel-
les Bauhandwerk mehr. Statt Maurer
und Zimmerer zu werden, erlernten
die Schulabganger den Beruf des
Baufacharbeiters. Zum ,komplexen
Wohnungsbau” gehérte auch, dass

Einheitswohnungen
im Osten

nicht einfach nur Wohnblocke auf
die griine Wiese gesetzt wurden.
Mit der ErschlieBung eines Gebie-
tes wurden neben Fernwdrme und
Stromversorgung auch die Verkehrs-
anbindung und soziale Infrastruktur
geplant. Trotz aller Normierung wa-
ren die Kosten fur das Wohnungs-
bauprogramm immens und wurden
durch nichts refinanziert. Eine Folge
war der Verfall der Innenstddte, wo
— abgesehen von Prestigeprojekten —
nichts saniert wurde und selbst das
Geld fur die notigsten Reparaturen
fehlte. Eine zweite Folge war die
immer schlechtere Qualitdt am Bau.
Von den rund 273000 Plattenbau-
wohnungen, die in Ost-Berlin bis
1989 errichtet worden waren, muss-
ten viele nach der Wiedervereinigung
sofort umfassend saniert werden.
Bei der Wohnungsbauoffensive, die
die Ampelregierung im Bund mit Be-
ginn dieses Jahres gestartet hat, hdngt
gerade in punkto Bauqualitdt die Mess-
latte hoch. Das betrifft zuallererst ei-
nen Faktor, der in den 1960er bis
1990er Jahren keine Rolle gespielt




hat: der Klimaschutz. Errichtet und
ausgestattet werden sollen die neuen
Wohngeb&ude heute nach hohen
Energiestandards und mit moderner
Klimatechnik. Ein wichtiges Quali-
tatskriterium sind die Treibhausgas-
Emissionen pro Quadratmeter
Wohnflache. Zusammen mit der
energetischen Ertlichtigung des Be-
standes soll dies dazu beitragen,
dass Deutschland seine gesteckten
Klimaziele auch erreicht: Senkung
der Emissionen bis 2030 um 65 Pro-
zent, bis 2040 um 88 Prozent und ist Geschafts-
ftinf Jahre spéter die Klimaneutralitat. fiihrer des
Hohe Energiestandards im Gebdude-
bereich schlagen sich allerdings auch
bei den Kosten deutlich nieder. Die
Arbeitsgemeinschaft fur zeitgema-
Res Bauen (,,ARGE") Kiel errechnete
fur die Teilnehmer des Wohnungs-
bautages: Um eine Tonne CO; ein-
zusparen, missten im Wohnungs-

Foto: Christian Muhrbeck

Reiner Wild

Berliner Mieter-
vereins (BMV)

Hausaufgaben
im Klimaschutz

bau bis zu 2500 Euro investiert wer-

den. Eine gewaltige Aufgabe beste-
he auch darin, so Bundesbauminis-

terin Klara Geywitz (SPD), dass so-
wohl klimagerechte als auch bezahl-
bare Wohnungen errichtet wiirden,

und das in ausreichender Zahl.
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Fur den Sozialen Wohnungsbau hat
die Bundesregierung jetzt finanziell
nachgelegt, der Bundesanteil an der
Foérderung soll mindestens 2 Milliar-
den Euro jahrlich betragen. Von der Das Gesprach
Baubranche wird diese Summe, auch fiihrte
angesichts der stark angestiegenen MieterMagazin-
Baupreise, immer noch als unzurei- Mitarbeiterin
chend angesehen. Auch der Prési- Rosemarie Mieder
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,Die Karten auf den Tisch*

MieterMagazin: Berlin hat seine Wohnungsbauplane deutlich aufgestockt. Wie realis-
tisch, wie bedarfsgerecht ist dieses Vorhaben?

Reiner Wild: Die fiir Berlin geplanten 20000 Wohnungen pro Jahr leiten sich durch nichts
ab. Wir haben einen Stadtentwicklungsplan Wohnen, der einen Bedarf von 197 000 Woh-
nungen zwischen 2017 bis 2030 ermittelt und auch die Flachen gefunden hat, auf denen
sie errichtet werden kdnnen. Dieser Plan basiert auf einer mittleren Bevélkerungsprognose
und ist zum Teil auch schon realisiert: Rund 68 000 neue Wohnungen wurden bereits ge-
baut. Warum die Regierungsparteien hier ohne das Wissen tiber den Ukraine-Krieg noch
draufgesattelt haben, ist fiir mich nicht nachvollziehbar. Wir reden ja auch nicht iiber ei-
ne Kleinigkeit, sondern von Giber 70000 zusatzlichen Wohnungen bis 2030.
MieterMagazin: Ganz offensichtlich ist die Berliner Regierung der Meinung, dass sie
notwendig sind, um den Wohnungsmarkt zu entspannen ...

Wild: Dahinter steckt die These, wir brauchten nur zu bauen und viel zu bauen, dann
hat das auch gute Effekte auf die Mietenentwicklung. Aber damit war man selten er-
folgreich — und meist auch nur dann, wenn ein erwartetes Bevolkerungswachstum nicht
eingetreten ist — etwa nach der Wiedervereinigung in Berlin: In Erwartung eines groBen
Zustroms an Menschen wurde ein gigantisches Wohnungsbauprogramm aufgelegt, aber
dann kamen gar nicht so viele. Das filhrte zu einer Uberversorgung und driickte die Mie-
ten. Allerdings ist Berlin mit diesem Programm beinahe in die Insolvenz gegangen. Denn
die Neubauten wurden in Entwicklungsgebieten errichtet, die das Land Millionen und
Abermillionen gekostet haben. Wenn Wohnungen dann nicht wie erwartet vermietet
werden kénnen, ist das ein Problem — erst recht, wenn die wirtschaftlichen Risiken nur
bei den kommunalen Wohnungsbauunternehmen liegen.

MieterMagazin: In Hamburg ist es iiber Jahre gelungen, auch beim Sozialen Wohnungs-
bau private Investoren mit einzubinden. Wie steht es damit in Berlin?

Wild: Wenn man auf den groBen Anteil privater Investoren am Sozialen Wohnungsbau in
Hamburg verweist, muss man auch die unterschiedlichen Bindungszeiten der Sozialwoh-
nungen betrachten. In Berlin sind die Sozialmieten fiir 30 Jahre festgeschrieben. In Ham-
burg waren das lange nur 15 Jahre. Erst 2019 wurden die Bindungsfristen deutlich ver-
langert. Fiir Private ist es natdrlich ein gr6Berer Anreiz, wenn sie aus der Sozialgebunden-
heit schnell wieder heraus sind. Berlin ist einen anderen Weg gegangen, auch weil man
hier der Meinung war, dass an die kommunalen Wohnungsunternehmen vergebene For-
dergelder dem Allgemeinwohl dauerhaft zugute kommen sollen.

MieterMagazin: Aber muss es bei der groBen Zahl an bezahlbaren Wohnungen, die
errichtet werden soll, nicht auch andere Anbieter geben?

Wild: So ist es. Vor allem, was den Gemeinwohlsektor angeht. Neben den 5000 geplan-
ten Sozialwohnungen sollen ja noch einmal so viele fiir Quadratmetermietpreise von 10,
maximal 11 Euro errichtet werden. Davon muss man Investoren aber erst einmal liberzeu-
gen. Die Genossenschaften waren bisher eher zuriickhaltend. lhre Begriindung: Es fehle an
bezahlbaren Grundstiicken. Und ob die Privaten gemeinwohlorientierte Wohnungen ohne
Fordermittel bauen, die es ja nur fiir Sozialwohnungen gibt? Das diirfte schwierig werden.
MieterMagazin: Wie steht es mit der Nachverdichtung? Aufstockung, Dachgeschossaus-
bau oder eine héhere Ausnutzung der Flache erfordern keinen Ankauf von Grundstiicken ...
Wild: Grundsatzlich ist das eine gute Idee, auch weil Kosten fiir neue Infrastruktur ge-
spart werden. Aber in der City sind die Wohnhduser zum Beispiel iiberwiegend in Pri-
vatbesitz. Wie sollen die Eigentiimer dazu gebracht werden, viel Geld zu investieren,
um die Déacher auszubauen oder Hauser sogar aufzustocken?

MieterMagazin: Was fordert der Berliner Mieterverein vom neuen Senat?

Wild: Es ist Aufgabe der Regierung, zu analysieren, was dieses gewaltige Wohnungsbau-
programm mit sich bringt — auch im Hinblick auf die CO;-Belastung in Berlin. Das heiBt:
Fiir die jetzt vorgesehenen zusatzlichen 20000 Wohnungen muss eine Klimabilanz erstellt
werden. Neben vielem anderen gehdrt dazu beispielsweise der Fakt, dass in Neubauten
die Wohnflache um 30 Prozent groBer ist als in vergleichbaren Bestandswohnungen.

Es miissen alle Karten auf den Tisch. Und es muss sachlich iiberlegt werden, wie sich
Bedarfe in der Zukunft entwickeln. Wie wir gerade an der groBen Fliichtlingswelle aus
der Ukraine sehen, kann sich eine Situation durchaus plétzlich andern.
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Innenstadt- vor AuBenentwicklung:
Neubaupotenziale liegen in einer

héheren Ausn

(,Nachverdichtung®), in der Gebaude-
aufstockung und in der ErschlieBung
von innerstadtischen Brachen

18

dent des Deutschen Mieterbundes,
Lukas Siebenkotten, forderte eine so-
lide und ausreichende Finanzierung,
wenn die Zahl der neu gebauten So-
zialwohnungen im Jahr verdreifacht
werden soll: ,, Mit den bislang veran-
schlagten Fordermitteln ist das Ziel
nicht zu erreichen, Menschen mit
einem geringen Einkommen ein be-
zahlbares Dach tiber dem Kopf zu
garantieren.” Anzahl, Bezahlbarkeit

utzung von Baufldchen

und Klimaschutz sind allerdings nicht
die einzigen Erfordernisse, denen die
neuen Wohnungen gerecht werden
mussen. Sie sollen auch altersgerecht
und barrierearm ausgestattet wer-
den und ihren Nutzern Flexibilitat in

Baupotenziale
in der Innenstadt
heben

verschiedenen Lebensphasen ermég-
lichen. Und schlieBlich geht es nicht
nur um die Gebdude selbst: Mit den
Neubaugebieten sollen lebendige so-
ziale Quartiere entstehen und Nach-
barschaften geférdert werden.
Innenentwicklung geht vor AuBen-
entwicklung — das bedeutet: Neu-

bauvorhaben im Stadtinneren sind
solchen am Stadtrand vorzuziehen.
Es durfte auch eine Lehre aus frithe-
ren Wohnungsbauprogrammen sein,
denn lidngst hat sich die Uberzeu-
gung durchgesetzt, dass lebendige
Innenstéddte eine besondere Qualitat
haben — bei Berlinerinnen und Berli-
nern rangieren die Altbaukieze zum
Beispiel mittlerweile wieder ganz
oben. Und tatséchlich ruhen in In-

nenstadtbezirken wie Friedrichshain-
Kreuzberg, Mitte, Pankow, Charlot-
tenburg-Wilmersdorf oder Tempel-
hof-Schéneberg noch viele und be-
sondere Flachen-Potenziale: Dacher
kénnen ausgebaut, Supermérkte
und Parkgaragen aufgestockt, Biiro-
und Gewerbeflachen umgewidmet
werden. Nach einer Untersuchung
der TU Darmstadt und der ARGE
Kiel seien deutschlandweit mehr als
zwei Millionen zusédtzliche Wohnun-
gen durch Dachaufstockungen vor
allem bei Altbauten ab den 1950er
Jahren und bei Biirokomplexen mog-
lich. Rund 400000 Wohnungen lie-
Ren sich durch die Uberbauung von
Supermérkten in City-Lage gewin-
nen, und ungenutzte Fabriken und
Burordume kdnnten sich in 1,9 Mil-

lionen Wohnungen verwandeln.
Auch der BUND Berlin (Bund fiir
Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land) spricht sich in seinem aktuellen
Thesenpapier ,Wie viel Neubauten
braucht Berlin bis 2030?* fiir die
intensivere Nutzung von Siedlungs-
und Verkehrsflachen aus und fordert
eine ,Uberbauung von flichenfres-
senden Discountern, Parkpldtzen
und weiteren versiegelten und in-
effizient genutzten Flachen”. Das
biete die Chance, bestehende Stadt-
quartiere sozial und dkologisch wei-
terzuentwickeln und Wohnungen zu

Wie viel
Wohnungsneubau
brauchen wir?

bauen, die sich am Bedarf der Stadt-
bewohner orientierten, etwa als be-
zahlbare altersgerechte Wohnungen.
Allerdings verlangt der Umwelt- und
Naturschutzbund von Senat und
Bezirken auch einen umfassenden
Uberblick tiber alle Flichenpotenzia-
le in der Stadt: Welche anvisierten
Wohnungsbaustandorte kdnnten
zligig realisiert und welche sollten
zurlickgestellt werden? Welche sind
stadtokologisch bedeutsam? Und
welche muss man als Nachverdich-
tungsprojekte auf griinen Freifla-
chen in einer unmittelbaren Nach-
barschaft kritisch betrachten? Vor
allem aber fragen die Umweltschit-
zer: Wieviel Wohnungsbau ist in den
kommenden Jahren denn tatsdchlich
notwendig? Benotigen wir wirklich
Baufldchen zu Lasten grlner Frei-
raume wie dem Tempelhofer Feld
oder der Elisabethaue?

Denn von groRer Bedeutung ist
schlieBlich auch, welche gewaltigen
Belastungen das Bauen selbst fur
das Klima darstellt: Von der Herstel-
lung der Baustoffe tiber ihren Trans-
port bis zur Verarbeitung.

Der Berliner Mieterverein zweifelte
zumindest bis zum Beginn des Fliicht-
lingsstroms aus der Ukraine die Not-
wendigkeit einer drastischen Erho-
hung der Neubauzahlen an und ver-
langte, Zielzahlen generell mit einem
realistischen und klimapolitisch zu
rechtfertigenden MaR zu versehen.
Rosemarie Mieder
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Seit Ende Februar
ein tagliches Bild
am Berliner Haupt-
bahnhof: mit der
Bahn ankommende
Kriegsfliichtlinge
aus der Ukraine

+Wir wissen b
nicht, wieviele
Fliichtlinge noch
kommen werden":
Sozialsenatorin Katja
Kipping (Linke)

B Was Mieter recht-
lich beachten mdissen,
wenn sie Gefliichtete
in ihre Wohnung
aufnehmen wollen,
erldutert der Berliner
Mieterverein unter:
www.berliner-
mieterverein.de/
aktuelle-mietrechts-
tipps/faq-zur-
aufnahme-von-

gefluechteten.htm

BETTENBORSE FUR UKRAINE-GEFLUCHTETE
Uberwaltigendes Engagement

Der Strom von Gefliichteten aus der Ukraine setzte hierzulande eine Wel-
le der Hilfsbereitschaft in Gang. Innerhalb von vier Stunden wurde aus
einer ldee eine Bettenboérse im Internet. Nach nur vier Tagen hatten sich
dort mehr als 100000 Menschen gemeldet, die Gefliichtete aufnehmen
wollten. Das Internetportal kam nicht nur im richtigen Augenblick. Es
beantwortet auch viele Fragen von jenen, die helfen wollen.

Die Zahl auf der Startseite des Bet-
ten-Portals erhoht sich stiindlich. Als
dieser Beitrag geschrieben wurde,
gab es deutschlandweit bereits mehr
als 285000 Angebote einer privaten
Unterkunft fur ukrainische Flucht-
linge auf der Bettenborse ,, #Unter-
kunft Ukraine". ,Wir sind Uberwal-
tigt von dem Engagement”, erklart
Andreas Grafemeyer, Sprecher der
Bettenborse, atemlos. Das liegt nicht
nur an den vielen Angeboten, die
auf der Internetplattform in kiirzes-
ter Zeit zu verzeichnen waren — die
vielen ehrenamtlichen Helfer arbei-
ten buchstéblich rund um die Uhr.
Die Idee zu der Bettenborse hat-

Hilfreiche Adressen fiir Hilfswillige

Informationen zur deutschlandweiten Bettenbdorse unter:
www.unterkunft-ukraine.de

Wer sich tiber die Informationen hinaus erkundigen méch-

te, kann das unter:

hilfe@unterkunft-ukraine.de

Weitere Informationen zu Unterkinften, aktivem Engage-
ment, der Méglichkeit von Geld- und Sachspenden und an-
gelaufenen Aktionen auch auf der Seite des Berliner Senats:
www.berlin.de/ukraine/helfen/

m
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te Lukas Kunert, ein erfahrener Or-
ganisator von Tagungen und Berater
von Nichtregierungsorganisationen
(sogenannte NGOs), erberiet sich mit
seinem Team: Wenn wir schon die Ge-
walt nicht verhindern kénnen - so
beschlossen sie — dann sollten wir

Nach vier Stunden war
die Plattform im Netz

wenigstens das eigene Zuhause mit
Gefluchteten teilen. Und fir die, die
das auch tun wollen, sollte eine In-
ternetplattform geschaffen werden.
Sie machten sich an die Arbeit, und
nur vier Stunden spdter ging das Por-
tal online. Es kam genau zum rich-
tigen Zeitpunkt, denn inzwischen
liefen téglich bervolle Zige mit er-
schopften und traumatisierten Men-
schen aus der Ukraine am Berliner
Hauptbahnhof ein.

+Wir wissen noch nicht, wie viele Ge-
flichtete es sein werden", erklarte
Katja Kipping, Berlins Sozialsenato-
rin (Linke). Aber man musse sich auf
dramatisch steigende Zahlen einstel-
len. ,,Dass wir das bisher schaffen*,
so die Landespolitikerin, ,liegt am
Einsatz vieler Freiwilliger und dem
Angebot von privaten Betten."” Es

Foto: Jens Schicke/pa

kdamen zwar viele erst einmal bei
Verwandten und Freunden unter
oder wollten nach Moglichkeit bald
weiterreisen. Aber auch die Weiter-
reisenden mussten fir ein, zwei oder
mehr Ndchte untergebracht werden.
Die Kapazitaten dafur seien an ihre
Grenzen gekommen.

In dieser akuten Notsituation starte-
te #Unterkunft Ukraine. ,Wir hatten
am ersten Tag 100 Angebote", er-
klart PR-Mann Andreas Grafemeyer.
+~Am ndchsten Tag waren es schon
1000, dann 10000 — und am vierten
Tag wurden mehr als 100000 Un-
terkiinfte deutschlandweit auf dem
Portal angeboten.” Es melden sich
Menschen, die ein privates Zimmer
oder auch eine ganze Wohnung fur
Gefllichtete aus der Ukraine zur Ver-
fugung stellen wollen, ein Angebot
fur einige Nachte haben oder die
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Menschen auch fiir mehrere Wo-
chen unterbringen kénnen.

Aber viele potenzielle Helferinnen
und Helfer kamen auch erst einmal
mit Fragen: ,Wir haben die gebln-
delt und beantworten die wichtigs-
ten auf unserer Internetseite”, so
Andreas Grafemeyer. Das betrifft
beispielsweise die Dauer der An-
gebote, die Kontaktaufnahme und
Vermittlung von Gefliichteten, Be-
denken zu Sprachschwierigkeiten,
aber auch rechtliche Informationen,
Fragen zu Corona und dem Daten-
schutz.

Der Erfolg der Bettenborse spricht
fur ihre Professionalitit — und wird
auch gesttitzt durch die vielen Part-
ner, die der Initiative zur Seite ste-
hen: etwa die GLS Gemeinschafts-
bank, das Nachbarschaftsnetzwerk
nebenan.de, Greenpeace und der
soziale Trager KARUNA, der sich
seit Jahren in Berlin in der Kinder-
und Jugendhilfearbeit engagiert.
Rosemarie Mieder
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FLLIN RORUND

ULKER RADZIWILL IM MM-GESPRACH
~Niemand soll Sorge
vor Verdrangung haben"

Berlin hat im vergangenen Jahr empfindliche Riickschldge im Mieter-
schutz hinnehmen miissen. Nun soll gepriift werden, wie sich die Spiel-
riume der Stadt nutzen lassen, Mieterinteressen gegen politische Blo-
ckaden durchgesetzt und die Einwohner vor Verdrangung geschiitzt wer-
den kénnen. Staatssekretirin Ulker Radziwill — zustindig fiir Mieter-

schutz und Quartiersentwicklung in der Senatsverwaltung fiir Stadtent-
wicklung und Wohnen — will Instrumente verbessern und Kontrollen

verstarken.

MieterMagazin: Frau Radziwill, Sie
sind Deutschlands einzige Staats-
sekretarin fur Mieterschutz und
Quartiersentwicklung. Was hat die
Berliner Regierungskoalition dazu
bewogen, diesen Bereichen eine ei-
gene Staatssekretdrin zuzuordnen?
Radziwill: In einer Stadt, wo Uber
80 Prozent der Menschen zur Miete
wohnen, ist das nur folgerichtig. Die
Entscheidung macht deutlich, was
uns wichtig ist: Neubau und Be-
standsschutz fiir Mieterinnen und
Mieter. Deren Rechte werden mit
meinem Ressort noch einmal deut-
lich hervorgehoben. Berlin hat in
punkto Mieterschutz schon immer

Ideen entwickelt, war ein Vorreiter ...

MieterMagazin: ... und hat im letz-
ten Jahr herbe Riickschldge hinneh-

Ein sozialdemokratischer Werdegang

Ulker Radziwill kam 1973, mit sieben Jahren, als Kind ttirki-
scher Gastarbeiter nach Berlin. lhre Eltern waren in der Tur-
kei Grundschullehrer gewesen, in Berlin standen sie erst ein-
mal am FlieBband einer Fabrik. Die Tochter studierte Be-
triebswirtschaft und machte sich danach mit einem Reise-
buro selbststandig. lhr politisches Interesse wurde durch die
Eltern geweckt, die schon in der Turkei aktive Sozialdemo-
kraten gewesen waren. 1994 trat Ulker Radziwill selbst der
SPD bei, engagierte sich in ihrem Kiez und auch im Landes-
verband fur soziale Themen, Integration, Gleichstellung und
immer wieder fur Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen.
Viermal konnte sie ihren Wahlkreis in Charlottenburg-Wil-
mersdorf bei Abgeordnetenhauswahlen als Direktkandida-
tin gewinnen. Durch ihre langjéhrige politische Arbeit ist sie
gut vernetzt. lhrem Kiez und ihren langjahrigen politischen
Freunden ist sie treu geblieben: Zum Beispiel im Verein TSD —
Turkische Sozialdemokraten in Berlin, in dessen Raumen im
Klausenerplatz-Kiez sie gewissermafen aufgewachsen ist
und politisch sozialisiert wurde. rm
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,Beim Vorkaufsrecht bin ich
zuversichtlich, etwas durch-
setzen zu konnen."

men missen: der gekippte Mieten-
deckel und die in Teilen beschnitte-
ne Praxis des Vorkaufsrechts.
Radziwill: Beides sind Harten fur
Berlin, da gibt es nichts schonzu-
reden. Beim Vorkaufsrecht bleiben
wir dran, und wir sind zuversichtlich,
dass wir mit dem Bund trotz Blocka-
den etwas durchsetzen kdnnen. Der
Mietendeckel ist im Ubrigen nicht
inhaltlich gekippt worden, sondern
weil Berlin verfassungsrechtlich nicht
den richtigen Weg gegangen ist. Der
muss Uber die Bundesebene fiihren,
etwa Uber eine Landeroffnungsklau-
sel ...

MieterMagazin: ... einen Zusatz im
Bundesgesetz, der den Landern in
bestimmten Fallen eigene Regelun-
gen ermoglicht.

Radziwill: Wir prifen auch in Zu-
kunft alle Spielraume, die wir fur
den Mieterschutz nutzen kénnen.
Durch unsere Initiativen ist ja in den
zurlickliegenden Jahren durchaus
einiges erreicht worden. Berlin hat

zum Beispiel als eines der ersten
Bundeslander die Mietpreisbremse,
die ich bereits 2009 entscheidend
mit angestoBen habe, zur Anwen-
dung gebracht.

MieterMagazin: Auf Mieterinnen
und Mieter kommt einiges zu: stei-
gende Energiepreise zusatzlich zur
CO3-Besteuerung, die sie derzeit
voll aus ihrer Tasche bezahlen sol-
len. Zusammen mit Mieterh6hun-
gen bringt das nicht wenige an ihre
finanziellen Grenzen.

Radziwill: Die explodierenden Ener-
giekosten erfordern auf vielen Ebe-
nen besondere Anstrengungen. Mit
den Heizkostenzuschussen ist auf
Bundesebene eine sinnvolle und gute
Hilfestellung gegeben worden. Aber
uns ist auch klar, dass es tber die
begtnstigten Gruppen hinaus Men-
schen gibt, die ebenso finanzielle
Unterstitzung brauchen. Jene, die
Grundsicherung im Alter erhalten
beispielsweise. Ich denke auch, dass
ein Fonds fiir Hartefélle notwendig
ist. Und was die CO3-Preise angeht,
so ist sowohl auf Bundesebene als
auch im Berliner Koalitionsvertrag
als Ziel formuliert, dass die Kosten
auf Mieter- und Vermieterseite auf-
geteilt werden sollen. Das ist nun
schnellstens umzusetzen, denn da-
rauf warten viele Berlinerinnen und
Berliner.

MieterMagazin: Mitte dieses Jahres
will auch das vom Senat geplante
,Bundnis fiir Neubau und bezahl-
bares Wohnen" erste Vorschldge
prasentieren. Bezahlbares Wohnen

.Die explodierenden Energie-
kosten erfordern auf vielen
Ebenen Anstrengungen.”
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soll Gber die gesetzlichen Regelun-
gen hinaus durch Vereinbarungen
gestarkt werden. Sprich: die privaten
Vermieter sollen sich zu einem frei-
willigen Verzicht von Mieterh6hun-
gen bereit erklaren. Da fragt sich,
wie Sie die dazu bringen wollen,
auf rechtlich mogliche Mietsteige-
rungen zu verzichten.

Radziwill: Das Blndnis hat drei Ar-
beitsgruppen: Es geht um das Bauen
und Modernisieren, um die Art, wie

alle Fotos: Christian Muhrbeck

wir bauen, und um den Mieterschutz.

In meiner Arbeitsgruppe beschéfti-
gen wir uns mit der Frage, was wir
tun missen, um Mietsteigerungen
zu verhindern oder zu ddémpfen — al-
les beeinflusst auch von Fragen des
Klimaschutzes und der CO5-Redu-
zierung. Allen, die der Einladung in
das Gremium gefolgt sind und die
mit am Tisch sitzen, ist klar, dass es
auch darum geht, einen freiwilligen
Verzicht zu leisten.
MieterMagazin: Ist das vielleicht
auch dem Druck geschuldet, der von
dem erfolgreichen Volksbegehren
zur Enteignung groBer privater Woh-
nungskonzerne ausgeht?
Radziwill: Nattrlich ist dadurch
Druck entstanden, das wurde
durchaus auch in der ersten Biind-
nissitzung so formuliert. Aber jetzt
fuhren wir erst einmal vertrauliche
Gesprache. Wir sind zuversichtlich,
dass wir zu konstruktiven Ergeb-
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nissen kommen. Unsere Regierende
Burgermeisterin hat das auf den
Punkt gebracht: Es gibt das Interes-
se, gemeinsam solch ein Blindnis zu
schmieden und etwas zu erreichen.
MieterMagazin: Ein Blick in die
Berliner Tageszeitungen zeigt, tag-
taglich verschwindet preiswerter
Mietwohnraum — durch Abriss,
spekulativen Leerstand oder auch
moblierte Kurzzeitvermietung. Wir
haben dagegen das Zweckentfrem-
dungsverbot. Warum wirkt es nicht
so wie es sollte?

Radziwill: Damit das Gesetz des
Zweckentfremdungsverbots greift,
musste es auch Kontrollen geben.
Derzeit bin ich auf Tour durch alle
zwolf Berliner Bezirke, dabei besu-
che ich die zustdndigen Bezirksstadt-
rate und die Wohnungsaufsichtsam-
ter. In den Bezirksdmtern sind rund
60 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter beschaftigt, die die Einhaltung
des Zweckentfremdungsverbots
Uberwachen. Bei meinen Besuchen

.Das Zweckentfremdungs-
verbot musste kontrolliert
werden."

mochte ich wissen, wo es gut lauft
und wo es hakt, denn die Bezirke
sind durchaus unterschiedlich aufge-
stellt. Auch hier wird Berlin Instru-
mente nachschirfen, wo es notwen-
dig ist. Wir wollen die Menschen in
ihren Wohnungen schiitzen. Es soll
niemand Sorge vor Verdrangung
haben.

MieterMagazin: Sie selbst sind Kind
trkischer Eltern. Kennen Sie das
Problem, dass jemand eine Woh-
nung nicht bekommt, weil sie oder
er einen nichtdeutschen Namen hat?

»Ich kenne das unbeschreib-
liche Geflihl des Neu-
ankémmlings, der zum

ersten Mal die eigene Tur hin-
ter sich zumachen kann."

Radziwill: Zuerst einmal kenne ich
das unbeschreibliche Gefiihl, wenn
man zum ersten Mal die eigene Tur
hinter sich zu machen kann. Wir
sind 1973 in einem sehr kalten
Winter nach Berlin gekommen und
wohnten erst einmal bei einer ilte-
ren Dame, die noch an eine andere
Familie vermietet hatte. Zu viert in
einem Zimmer — Kliche und Toilette
mit anderen geteilt — so sind wir ge-
startet. Ich kann, vor allem auch bei
Menschen mit einer Fluchterfahrung,
den dringenden Wunsch nachemp-
finden, dass sie eine eigene, siche-
re Wohnung haben méchten. Die
zu bekommen, ist flir Menschen
mit tlrkisch oder arabisch klingen-
den Namen schwerer als mit einem
Namen, der beispielsweise dénisch
klingt. Wir mussen Vorurteile ab-
bauen und allen die gleichen Rechte
am Wohnungsmarkt einrdumen. In
einer internationalen Stadt wie Berlin
muss sich ein diskriminierungsfreies
Vermieten durchsetzen lassen.
MieterMagazin: Wir bedanken uns
fur das Gesprach.

<t Ulker Radziwill,

seit Dezember 2021

Staatssekretarin
in der Berliner
Senatsverwaltung
fur Stadtentwick-
lung und Wohnen

Das Gesprach mit

Ulker Radziwill fiihrte
die MieterMagazin-

Mitarbeiterin
Rosemarie Mieder
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Um den Verkauf
ihrer Wohnungen

an Gentrifizierer zu
verhindern, haben
sich betroffene Haus-
gemeinschaften zu-
sammengeschlossen
und ihren Bezirk zum
Vorkauf aufgefordert

M Biindnis , Neues
Vorkaufsrecht jetzt!":
https://neues-
vorkaufsrecht.jetzt/

.Bei der Wieder- »
einfihrung des
Vorkaufsrechts

zahlt jeder Tag":
Caren Lay (Linke);
«Wir priifen, ob

man nicht besser
Wohnungen mit

dem Geld baut":
Daniel Fost (FDP);
»Beim Vorkaufsrecht
wollen wir die
Kommunen wieder
schnell handlungs-
fahig machen":

Klara Geywitz (SPD) ;
+Das Vorkaufsrecht
ist wirkungslos”: Jan-
Marco Luczak (CDU)
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GroRstadt-Mietervereine

machen Druck

Auch vier Monate nachdem das Bundesverwaltungsgericht die bisheri-
ge Anwendung des Vorkaufsrechts in Milieuschutzgebieten gekippt hat,
fehlt noch immer ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Behebung
des Problems. Die Mietervereine von Berlin, Hamburg und Miinchen ma-

chen nun gemeinsam Druck firr eine schnelle Wiederherstellung des Vor-

kaufsrechts.

Das Vorkaufsrecht war das wichtigs-
te Instrument, um Mieterinnen und
Mieter in Milieuschutzgebieten vor
Verdrdngung zu schiitzen. Wenn
ein Haus zu einem spekulativ tber-
hohten Preis verkauft wird und so
mit zu erwarten ist, dass der Kiu-
fer in der Folge die Mietertrage er-
heblich steigern wiirde, konnte die
Gemeinde — in Berlin der Bezirk —
den Kaufvertrag eintreten und so
dem Kaufer zuvorkommen. Schon
das Vorhandensein einer Vorkaufs-
moglichkeit zihmte die Investoren-
trdume vom schnellen Reibach mit
Mietshdusern mitunter.

Das Bundesverwaltungsgericht ur-
teilte aber am 9. November 2021,
dass das Vorkaufsrecht nur ausge-
Uubt werden darf, wenn die aktuelle
Grundstlicksnutzung nicht den stad-
tebaulichen Vorgaben entspricht
oder die Gebdude mangelhaft sind.
Anzeichen fur kiinftige Verédnderun-
gen, die den Zielen des Milieuschut-
zes widersprechen — und seien sie
auch noch so eindeutig — diirfen
keine Rolle spielen.

Seit 2015 wurden 96 Hauser mit zu-
sammen knapp 2700 Wohnungen
per Vorkaufsrecht von landeseige-
nen Wohnungsbaugesellschaften
oder Genossenschaften erworben.
Davon waren 82 Kaufe bis zum Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts
rechtskraftig. In 14 Vorkaufsféllen
haben Eigentlimer Widerspriiche
und Klagen erhoben. Die Mieter die-
ser Hauser stehen vor einer unsiche-
ren Zukunft.

Abwendungsvereinbarungen
nicht mehr verbindlich?

Dazu kommt noch die weit groRere
Zahl von Abwendungsvereinbarun-
gen, die nun angefochten werden
kénnten. Um einen Vorkauf abzu-
wenden, konnten Eigentiimer sich
dem Bezirksamt gegenuber auf die
Einhaltung der Milieuschutzregeln
und einen Verzicht auf Umwand-
lung in Einzeleigentum oder Eigen-
bedarfskiindigungen verpflichten. In
Berlin wurden 384 Abwendungsver-
einbarungen geschlossen und somit

Fotos: Sabine Mittermeier
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rund 9000 Wohnungen gesichert.
Weil diese Vereinbarungen auf ver-
meintlich rechtswidriger Grundlage
abgeschlossen wurden, konnten
sich die Eigentlimer nun nicht mehr
daran gebunden flhlen. Die Senats-
verwaltung fir Stadtentwicklung hat
allerdings noch keine Erkenntnisse
Uber VerstoRe gegen die Regelun-
gen oder aufgekiindigte Vereinba-
rungen.

Die im Deutschen Mieterbund (DMB)
organisierten Mietervereine von Ber-
lin, Hamburg und Minchen haben
nun gemeinsam ein Eckpunktepapier
vorgelegt, das Grundlage fur eine
schnelle Gesetzesdanderung sein soll.

Erarbeitet wurde es von Rechtsan-
walt Dr. Rainer Tietzsch, der auch
Vorsitzender des Berliner Mieterver-
eins (BMV) ist. Zum einen schlagen
die Mietervereine vor, ins Baugesetz-
buch einen Passus einzufiihren, wo-
nach den Stadten ein Vorkaufsrecht
zusteht, wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass durch den
Erwerb des Grundstlicks die fiir den
Milieuschutz bezeichneten Belange
beeintrachtigt werden. Das wére ins-
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besondere der Fall, wenn der Kauf-
preis hoch ist oder der Eigentiimer
sich weigert, eine auf die Einhaltung
der Erhaltungsziele gerichtete Erkla-
rung abzugeben. Zudem soll das Vor-
kaufsrecht kinftig auch fur Hauser
gelten, die in Einzeleigentum umge-
wandelt wurden.

Auch an eine Preisbegrenzung fir
das Vorkaufsrecht ist gedacht. Im
Grundsatz muss die 6ffentliche
Hand heute bei einem Vorkauf den
Preis zahlen, den Verkdufer und
Kaufer zuvor ausgehandelt haben.
Nur wenn dieser um 25 Prozent Uber
dem offiziell ermittelten Verkehrs-
wert liegt, kann er auf diese Hohe
abgesenkt werden. Allerdings hat
das rege Spekulieren mit Immobi-
lien in den letzten Jahren auch die
Verkehrswerte massiv in die Hohe
getrieben. So wurde es fir gemein-
wobhlorientierte Wohnungsunterneh-
men immer schwieriger, in den Vor-
kauf einzutreten. Sie kdnnen einer-

Mietervereine: den
Vorkaufspreis deckeln

seits solch hohe Kaufpreise nicht mit
einer sozialvertraglichen Vermietung
refinanzieren. Und andererseits soll
das Vorkaufsrecht die Immobilien-
preisspirale nicht auch noch weiter
ankurbeln. Die Mietervereine schla-

gen deshalb vor, dass der Vorkaufs-
preis, orientiert an einem Ertragswert,
gedeckelt wird. ,Die Stadt Miinchen
braucht das Vorkaufsrecht dringend,
um Menschen zu helfen, die sonst
auf lange Sicht gesehen ihr Zuhause
verlieren wiirden”, sagt Angela Lutz-
Plank, Geschéiftsfiihrerin des Mieter-
vereins Minchen. ,,Ohne Vorkaufs-
recht konnen Spekulantinnen und
Spekulanten nicht mehr verpflichtet
werden, sozialvertraglich vorzuge-
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hen." lhr Kollege Rolf Bosse vom Mie-

terverein zu Hamburg ergénzt: ,Die
Zeit drangt, ohne Vorkaufsrecht dro-
hen Verdrdngung und Preissteigerun-
gen in bereits jetzt schon besonders
betroffenen Quartieren unserer Me-
tropolen.” Fur den BMV-Geschafts-

BMV: ,Ohne Vorkaufsrecht
drohen Preissteigerungen
und Verdrangung”

fuhrer Reiner Wild ist ein funktio-
nierendes Vorkaufsrecht ein Bau-
stein flir mehr Gemeinwohl in den
Stadten: ,,Unsere Innenstadte dir-
fen nicht zu einem Tummelplatz des
internationalen Anlagekapitals ver-
kommen, sondern missen Wohnort
fur alle Bevolkerungsschichten blei-
ben und auch wieder werden."

Im Bundestag hat die Linksfraktion
am 17. Februar einen eigenen Ge-
setzentwurf zur Erneuerung des bis-
her praktizierten Vorkaufsrechts ein-
gebracht. ,In einem ersten Schritt
muss das alte Vorkaufsrecht schnellst-
madglich wiederhergestellt werden,
denn jeder Tag zahlt", erklart Caren
Lay, Wohnungspolitikerin der Linken.
.In vielen Fallen ist der geplante Vor-
kauf noch nicht abgeschlossen. An-
dere Hauser werden dieser Tage ver-
kauft, aber den Kommunen sind die
Hénde gebunden.”

Foto: Catherina Hess/pa

Bundesbauministerin Klara Geywitz
(SPD) sicherte am 24. Februar der
Bauministerkonferenz zu: , Beim
kommunalen Vorkaufsrecht wollen
wir die Kommunen schnell wieder
handlungsfédhig machen.” Auch die
Fraktionen von SPD und Grlinen be-
teuern, es misse eine schnelle Rege-
lung geben, doch die mitregierende
FDP blockiert: ,,Wir missen priifen,
ob das Vorkaufsrecht das richtige
Instrument ist, oder ob man mit dem

Der Vorkauf ist keine Berliner Lokalmarotte

Berlin arbeitet deutschlandweit am intensivsten mit dem
Milieuschutz: Aktuell sind in zehn Bezirken 72 Milieuschutz-
gebiete ausgewiesen, am meisten in Pankow, Mitte, Fried-
richshain-Kreuzberg und Neukélin — keine hingegen in Steg-
litz-Zehlendorf und Marzahn-Hellersdorf. Mehr als eine Mil-
lion Berlinerinnen und Berliner leben in einem Milieuschutz-
gebiet, der groBte Teil davon innerhalb des S-Bahn-Rings.
Neben Berlin haben vor allem Hamburg und Miinchen das
Vorkaufsrecht genutzt. In den 16 Hamburger Milieuschutz-
gebieten wohnen knapp 320000 Menschen. Dort hat Ham-
burg im Jahr 2020 bei 27 Hausern das Vorkaufsrecht aus-
gelbt und 14 Abwendungsvereinbarungen abgeschlossen.
Miinchen hat 36 Milieuschutzgebiete mit 335000 Einwoh-
nern, wo 2018 1345 Wohnungen durch Vorkauf oder Ab-
wendungsvereinbarungen gesichert wurden. Miinchen ver-
langt in Abwendungsvereinbarungen von Vermietern auch,
freiwerdende Wohnungen an Mieter zu vergeben, die we-
gen ihres geringen Einkommens Anspruch auf eine Sozial-
wohnung haben. js

Geld lieber Wohnungen bauen soll-
te", sagt FDP-Baupolitiker Daniel
Fost. ,Eine langwierige Prifung ei-
nes einzigen Paragrafen ist eine vor-
geschobene Schutzbehauptung vor
der Ablehnung"”, kommentiert Caren
Lay. Fur die CDU ist das Vorkaufs-
recht ,ideologisch, populistisch, wir-
kungslos"”, so der Abgeordnete Jan-
Marco Luczak. Der Linken-Entwurf
wurde in die Ausschisse tiberwiesen.

Foto: Florian Gaertner/pa

.Die Ampelregierung ist jetzt am
Zug, den Ausverkauf der deutschen
Stadte und die Verdrangung von
Mieterinnen und Mietern durch
den Verkauf ihrer Mietshduser an
rein renditeorientierte Investoren zu
stoppen”, appelliert der DMB-Pra-
sident Lukas Siebenkotten. , Dieses
Thema weiter auf die lange Bank
zu schieben, wéire unverantwort-
lich."

Jens Sethmann

Foto: Jérg Carstensen/pa
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10 FRAGEN ZUR BETREUUNG
Ein starker Beistand fiir den
hilfsbediirftigen Mieter

Menschen, die wegen hohen Alters, schwerer Krankheiten oder einer
Behinderung besonders hilfsbediirftig sind, kann eine betreuende Person
zur Seite gestellt werden. Der Antrag auf Betreuung ist an das Amtsge-
richt zu richten, in dem der zu Betreuende wohnt. Bevor das Gericht ei-
ne Betreuung anordnet, hort es den Betroffenen an und versucht, seinen
Wiinschen gerecht zu werden. Es bevorzugt enge Angehérige, die zur Be-
treuung bereit und nach Ansicht des Gerichts auch geeignet sind. Oft
steht aber kein Familienmitglied bereit, und so haben die Rechtsberater
des Berliner Mietervereins (BMV) es iiberwiegend mit Berufsbetreuern
zu tun, wenn das Mietverhéltnis des Betreuten rechtliche Hilfe erfordert.
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1 « Inwieweit diirfen Betreute
ohne Zustimmung des Betreuers
handeln?

Rund 90 Prozent aller Betreuten gel-
ten als geschaftsfahig und durfen
selbststandig Rechtsgeschéafte vor-
nehmen, zum Beispiel Mieterhéhun-
gen zustimmen oder die Wohnung
selbst kiindigen. Ist allerdings die
Betreuerin oder der Betreuer fur die
Aufenthaltsbestimmung oder das
Mietverhaltnis zustdndig, muss der
Betreute die beabsichtigte Kiindi-
gung dem Betreuungsgericht zwecks
Zustimmung mitteilen. Auch der Be-

treuer kann das Mietverhaltnis fur
den betreuten Mieter kiindigen, aber
auch er muss das dem Gericht mit-
teilen. Ist der Betreute geschéaftsfa-
hig und nicht damit einverstanden,
genehmigt das Gericht die Kiindi-
gung nicht. Denn die Wiinsche des
Betreuten in einer so existenziellen
Frage wie dem Wohnen wiegen
schwer.

2 « Was bedeutet , beschrankt
geschaftsfahig" in der Praxis?
Das Betreuungsgericht kann anord-
nen, dass alle Willenserklarungen,

Wenn die Betreute den Zutritt zu ihrer Wohnung
verweigert, braucht die Betreuerin eine
gerichtliche Zustimmung zum Betreten.

alle lllustrationen: Lisa Smith

die die Aufgaben der Betreuung
betreffen, der Einwilligung des Be-
treuers beduirfen. Damit ist der Be-
troffene nur noch , beschrankt ge-
schaftsfahig”. In einem solchen Fall
kann der Betreuer zum Beispiel den
Mietvertrag kiindigen, ohne dass
der Einspruch des Betreuten beacht-
lich ist. Wichtige Erklarungen des
Vermieters wie Mieterhdhungen
sind dann erst wirksam, wenn sie
dem Betreuer zugehen.

3 = Was gilt beim Abschluss
eines Mietvertrages?

Der Abschluss eines Mietvertrages
bedarf nur dann einer Genehmigung
des Betreuungsgerichts, wenn er
Uber vier Jahre hinaus befristet ist
oder — bei unbefristeten Vertragen -
ein Kiindigungsausschluss von mehr
als vier Jahren besteht.

4. Kann der Betreuer die
Einweisung in ein Pflegeheim
erzwingen?

Wenn der Aufgabenkreis des Be-
treuers die , Aufenthaltsbestimmung
und Gesundheitsflirsorge” umfasst,
kann er ein Verfahren zur Unterbrin-
gung in einem Pflegeheim einleiten.
Letztlich entscheidet das Gericht
dartber nach Anhorung oder Be-
gutachtung des Betreuten. Bei einer
Einweisung in ein Pflegeheim muss
unumstoBlich feststehen, dass der
Betreute nicht mehr in seine eigene
Wohnung zurtickkehren kann. We-
gen der Bedeutung einer solchen

MieterMagazin 4/2022



Bei einer gericht-
lichen Anordnung
der Betreuung
sollte die Be-
treuerin darauf
achten, dass ihre
Aufgaben genau
festgelegt werden.

MaBnahme muss das Gericht dem
Betreuten im Anh&rungsverfahren
einen sogenannten Verfahrenspfle-
ger gemdl § 276 des Gesetzes Uber
Verfahren in Familiensachen und der
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG)
zur Seite stellen.

5. Schiitzt die Betreuung des
Mieters vor einer Kiindigung

des Vermieters?

Grundsétzlich nicht. Fristlose Kin-
digungen setzen kein Verschulden
voraus, so dass der Betreute zum
Beispiel bei schwerwiegenden Sto-
rungen des Hausfriedens nicht ein-
wenden kann, dass er unter Betreu-
ung steht. Bei betreuten Mietern,
die wegen Mietriickstanden gekiin-
digt werden, ist zu beriicksichtigen,
ob sie in der Lage waren, die fir die
Mietzahlung notwendigen Hand-
lungen vorzunehmen (Landgericht
Berlin vom 15. Dezember 1995 —
64 S 280/95).

6. Was gilt bei Zustellung

von Vermieterschreiben

an den Betreuer?

Der Betreuer ist grundsatzlich nicht
- wie etwa ein Anwalt — Zustellungs-
bevollméchtigter eines geschaftsfa-
higen Betreuten. Etwas anderes gilt,
wenn das Gericht ihm Ubertragen
hat, auch die Post des Betreuten
entgegenzunehmen und zu 6ffnen,
oder wenn der Betreute ihm eine
Zustellvollmacht erteilt hat. Auf kei-
nen Fall haftet der Betreuer anstelle
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des Mieters. Er kann also beispiels-
weise nicht personlich auf die Vor-
nahme von Schonheitsreparaturen
verklagt werden.

7. Kann der Betreuer den Zu-
tritt zur Wohnung erzwingen,

um diese zu entriimpeln?

Die Aufgabe ,Wohnungsangelegen-
heiten” beinhaltet zwar das Recht,
die Wohnung zu Kontrollzwecken zu
betreten. Wird dies vom Betreuten
verweigert, entscheidet das Gericht,
ob der Betreuer in die Wohnung
darf. Das gilt selbstverstandlich auch,
wenn der Zutritt zum Zweck einer
Entrimpelung gedacht ist und der
Betreute den Zutritt verweigert. Ge-
rade an diesem Fall zeigt sich, wie
wichtig es ist, im Zuge der gericht-
lichen Anordnung einer Betreuung
die Aufgaben genau festzulegen und
so vorausschauend wie moglich zu
konkretisieren.

8. Muss der Betreuer besonde-
ren Informationspflichten nach-
kommen?

Ja, der Betreuer hat dem Betreu-
ungsgericht gemaR § 1907 Blrger-
liches Gesetzbuch alle wichtigen
Umstdnde mitzuteilen, die eine bal-
dige Beendigung eines Mietverhalt-
nisses erwarten lassen, zum Beispiel
eine drohende Kiindigung wegen
Mietrlickstanden. Der Zugang einer
.saftigen” Mieterhéhung ist eben-
falls dem Gericht mitzuteilen, wenn
naheliegt, dass der Betreute nach
der Erhéhung die Miete nicht mehr
zahlen kann.

9. Kann auch der Vermieter

eine Betreuung anregen?

Ja, zum Beispiel, um wirksam kiin-
digen zu kdnnen. Nicht ausreichend
wdre aber der Grund, ausstehende
Forderungen leichter eintreiben zu
konnen. Voraussetzung durfte stets
sein, dass der Mieter geschaftsun-
fahig oder zumindest nicht mehr in
der Lage ist, seine konkrete Lebens-
gestaltung zu regeln und erforderli-
che Angelegenheiten selber zu erle-
digen. Im Zweifel wird das Gericht
den Mieter begutachten lassen. Der
Antragsteller hat gegen eine ableh-
nende Entscheidung des Gerichts
ein Beschwerderecht. Gleiches gilt

Ubrigens auch fir einen Mieter, der
erfolglos eine Betreuung seines Ver-
mieters angeregt hat.

1 0. Wann kann ein Betreuer
entlassen werden?

Das ist gemaB § 1908 b Burgerli-
ches Gesetzbuch moglich, wenn ein
bedeutsamer Grund vorliegt, etwa,
wenn der Betreuer sich nicht ausrei-
chend um seinen Klienten kiimmert.
Letzteres kann auf ein stark gestor-
tes Vertrauensverhiltnis oder — bei
ehrenamtlichen Betreuern — auf eine
private Uberlastung zuriickgehen. In
letzterem Fall wird das Gericht eine
andere geeignete Person aus dem
familidren Umfeld des Betreuten in
Betracht ziehen. Insgesamt muss die
Ablésung eines Betreuers allerdings
gut begriindet werden. Daraus folgt:

Soll und will die Betreuerin Post ent-
gegennehmen, braucht sie eine Zustellvoll-
macht des Gerichts oder der Betreuten.

Angehorige, die beruflich und fami-
lidr stark eingespannt sind, sollten
sich bereits im Vorfeld gut Uberle-
gen, ob sie diese verantwortungs-
volle Aufgabe Gbernehmen moch-
ten oder lieber einen Berufsbetreuer
kontaktieren, den sie dem Gericht
vorschlagen.

Sebastian Bartels
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W Wer aus der
Grundversorgung
wechseln méchte,
sollte sich gut (iber
potenzielle Anbieter
informieren, rat die
Verbraucherzentrale.
Eine Ubersicht bie-
tet die Website

www.energie
anbieter

information.de

GASVERSORGUNG

So teuer war es noch nie

Der Berliner Gasanbieter Gasag zieht die Preise in der Grundversorgung
erneut kréaftig an — zum zweiten Mal in diesem Jahr. Gleichzeitig werden
keine Vertrage mehr an Neukunden vergeben. Viele andere Versorger

verhalten sich genauso.

Mit 800 000 zufriedenen Kunden
und 175 Jahren Erfahrung wirbt die
Gasag auf ihrer Website. Viele Kun-
den des , Berliner Traditionsunter-
nehmens"” werden bald weniger zu-
frieden sein, denn so teuer war es
noch nie: Zum 1. Mai hebt der Gas-
versorger die Kilowatt-Preise in der
Grundversorgung um satte 29 Pro-

Aus Gas wird (auch) Strom

Rund die Hélfte der Deutschen heizt mit Erdgas. Der fos-
sile Brennstoff warmt aber nicht nur Wohnungen, sondern
kommt auch in der chemischen Industrie und als Treibstoff
zum Einsatz. AuRerdem wird Erdgas zu Strom verarbeitet —
in Gasturbinenkraftwerken, Dampfkraftwerken oder kom-
binierten GuD-Kraftwerken (Gas und Dampf) mit hohem
Wirkungsgrad. Wahrend Erdgas im dritten Quartal 2020
noch einen Anteil von 14,4 Prozent an der gesamtdeut-
schen Stromeinspeisung hatte, waren es im Vergleichszeit-
raum 2021 nur noch 8,7 Prozent. Das Statistische Bundes-
amt, das die Zahlen erhoben hat, sieht den Grund auch
hierfur in den steigenden Preisen. kb

Da wird so schnell
nichts strémen: Gas-
anlandestation der
umstrittenen Nord
Stream 2-Gas-Pipe-
line aus Russland.
Erforderliche
Gasmenge ist lang-
fristig gesichert",
sagt die Gasag
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zent an: 10,92 Cent statt bisher 8,46
Cent. Bereits im Januar dieses Jahres
hatte die Gasag die Preise um 16 Pro-
zent angehoben. Die Preisspitze wird
mit den stark gestiegenen Preisen
auf dem Terminmarkt begriindet,
an dem ,langfristig die erforderli-
chen Gas-Mengen gesichert" wer-
den mussten.

Der Gasanbieter fiihrt nach eigenen
Angaben ab Mai den im Dezember
2021 eingefiihrten Grundversor-
gungstarif fur Neukunden mit dem
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fur Bestandskunden zusammen. Der
um den Jahreswechsel eingefiihrte
Grundversorgungstarif ist extrem
teuer. Hintergrund waren die Pleiten
zahlreicher Billig-Gasanbieter, wes-
wegen bundesweit Zehntausende
Kunden in der Ersatzversorgung
landeten. Wer diese drei Monate
lang nicht kiindigt, fallt automatisch
in die teure Grundversorgung. Das
Problem: Glinstige Tarife zu finden,
ist angesichts der Marktlage mo-
mentan schwierig bis unmaoglich.
Mitunter hat man gar keine Mog-
lichkeit, an einen neuen Tarifvertrag
zu kommen. So bietet die Gasag
aktuell keine Neukundenvertrage
mehr an. ,, Aufgrund der aktuellen
Marktsituation und der steigenden
Beschaffungspreise, verstarkt durch
den Ukraine-Konflikt, ist es uns ak-
tuell nicht moglich, Ihnen Angebote
mit fairen Konditionen zu unterbrei-
ten”, heiBt es dazu auf der Unter-
nehmens-Website. Die Versorgung
der Bestandskunden sei aber ebenso
gesichert wie die Grund- und Ersatz-
versorgung.

Bundesweit ist das kein Einzelfall:
Auch wir beobachten aktuell, dass
sich Anbieter mit Neukundenange-
boten zuriickziehen”, sagte ein Spre-

cher des Vergleichsportals Verivox
der Nachrichtenagentur dpa. Es sei
zu beobachten, dass die allermeisten
Gasunternehmen die Preise anheben,
so Verivox weiter. Demnach héatten
seit Jahresbeginn bereits 900 Gas-
Grundversorger die Preise erhoht
oder angeklndigt, dies zu tun —um
durchschnittlich 31 Prozent. Eine Fa-
milie mit einem Gasverbrauch von
jahrlich 20000 Kilowattstunden hat
dadurch rund 500 Euro an Mehr-
kosten.

Niemand weiB, wie lange
noch Gas aus Russland kommt

Die Verivox-Experten rechnen in
néchster Zeit mit keiner Entspan-
nung am Gasmarkt. ,, Mittel- bis
langfristig werden die tiberschieBen-
den Preise im GroRhandel vermut-
lich wieder deutlich abebben*, so
das Unternehmen. An den Kosten
fur die Verbraucher wird das nicht
allzu viel &ndern: Die CO,-Abgabe,
die die Bundesregierung in ihrem
Klimapaket beschlossen hat, steigt
alljghrlich an. Zudem weiB niemand,
wie lange noch Erdgas aus Russland
flieRt. Bundeskanzler Olaf Scholz
mochte ,, Alternativen zur russischen
Energie entwickeln”, die Erneuer-
baren also weiter ausbauen. Doch
dies wird noch einige Zeit dauern.
Aktuell rechnen Experten mit kei-
nen Einschrédnkungen bei der Ener-
gieversorgung, doch im nachsten
Winter kdnnte es zu Engpéssen
kommen.

Katharina Buri
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Die kompletten Entscheidungen finden
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beitrdge sind
gekennzeichnet mit 43 . Im Internet
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf
die seit Januar 2001 verdffentlichten
Entscheidungen und Aufsatze.
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Rechtsprechung des Bunde-js'g'erichts'hofes

Betriebskostenabrechnung

Die Kosten der Fallung eines — wie hier — morschen,
nicht mehr standsicheren Baums sind grundsétzlich
umlagefahige Kosten der Gartenpflege im Sinne von
§ 2 Nr. 10 BetrKkV.

BGH vom 10.11.2021 - VIl ZR 107/20 -

= Langfassung im Internet

Eine Wohnungsgenossenschaft und die Mieterin einer
Wohnung stritten tiber die Umlage von Kosten fir eine
Baumfallung. Im Mietvertrag war vereinbart, dass die
Mieterin die auf ihre Wohnung entfallenden Garten-
pflegekosten tragt.

Die Vermieterin hatte eine Uber 40 Jahre alte Birke auf
dem Grundsttick fallen lassen, weil der Baum morsch
und nicht mehr standfest war. Die Kosten von 2500
Euro legte sie im Rahmen der Betriebskostenabrech-
nung auf die Mieter um.

Von den Kosten des Baumféllens entfielen auf die Mie-
terin 415 Euro. Nachdem sie zundchst die sich aus der
Betriebskostenabrechnung ergebende Nachzahlung,
die im Wesentlichen auf den Kosten der Baumféllung
beruhte, unter Vorbehalt geleistet hatte, fordert sie
Ruckzahlung der anteiligen Baumfallkosten. Sie mein-
te, die Vermieterin hétte diese Kosten nicht als Kosten
der Gartenpflege umlegen durfen.

Die Klage auf Riickzahlung hat keinen Erfolg. Die Kos-
ten der Féllung des morschen und nicht mehr standsi-
cheren Baums gehoren zu den umlageféahigen Kosten
der Gartenpflege im Sinne von § 2 Nr. 10 BetrKV, ent-
schied der BGH.

Er erteilte dem Argument, dass Vermieter mit dem Féllen
morscher Baume lediglich ihren sogenannten Verkehrs-
sicherungspflichten nachkommen oder einen Mangel
beseitigen und daher selbst fiir die Kosten aufkommen
mussen, somit eine deutliche Absage. Zwar seien in der
Betriebskostenverordnung lediglich die Erneuerung von
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Pflanzen und Geholzen genannt, Baumféllarbeiten seien
dort nicht explizit aufgefiihrt. Jedoch seien Bdume quasi
verholzte Pflanzen, deren Erneuerung regelméaRig die
vorherige Entfernung voraussetze. Daher seien auch die
Kosten fiir das Féllen von morschen Baumen unter die
Kosten der Gartenpflege zu zdhlen. Auch wenn nicht je-
des Jahr ein Baum geféllt werden miisse, seien Baumfall-
kosten auch laufende Kosten im Sinne der Betriebskos-
tenverordnung, da der Gartenpflege ldngere, nicht sicher
vorherbestimmbare Zeitintervalle immanent seien.
SchlieBlich seien die Kosten einer Baumfallung fiir einen
Mieter, der die mit Baumen versehene Gartenanlage nut-
zen und damit vom entsprechenden Wohnwert profitie-
ren konne, auch vorhersehbar.

Kabelfernsehen

Der Vermieter einer Vielzahl von Wohnungen, der sei-
nen Mietern einen Anschluss an ein Kabelfernsehnetz
zum Empfang von Fernseh- und Hérfunkprogrammen
zur Verfiigung stellt und die ihm hierfiir entstehenden
Kosten im Rahmen der Betriebskostenabrechnung auf
seine Mieter umlegt, ist ein Anbieter von 6ffentlich zu-
ganglichen Telekommunikationsdiensten im Sinne von
§ 43 b TKG.

Ein solcher Vermieter ist nicht nach § 43 b Satz 1 TKG
verpflichtet, seinen Mietern bei fortbestehendem
Mietverhéltnis eine Kiindigung des Anschlusses an
das Kabelfernsehnetz zum Ablauf von 24 Monaten zu
ermoglichen, wenn der Wohnraummietvertrag auf un-
bestimmte Zeit geschlossen und nach den gesetzlichen
Regelungen vor Ablauf von 24 Monaten kiindbar ist.
BGH vom 18.11.2021 -1 ZR 106/20 -

= Langfassung im Internet

In diesem Musterverfahren ging es um die Grundsatz-
frage, ob Vermieter Mietern ein Kiindigungsrecht nach
§ 43 b Telekommunikationsgesetz (TKG) fur einen nicht
genutzten Breitband-Kabelanschluss einrdumen mussen.
§ 43 b TKG in der bis zum 30. November 2021 gelten-
den Fassung lautet:

.Die anfangliche Mindestlaufzeit eines Vertrages zwi-
schen einem Verbraucher und einem Anbieter von 6f-
fentlich zugéanglichen Telekommunikationsdiensten darf
24 Monate nicht Uberschreiten. Anbieter von &ffentlich
zugdnglichen Telekommunikationsdiensten sind ver-
pflichtet, einem Teilnehmer zu ermdglichen, einen Ver-
trag mit einer Hochstlaufzeit von zwolf Monaten abzu-
schlieRen.”

Die Beklagte ist eine Wohnungsbaugesellschaft mit
mehr als 120000 Mietwohnungen, von denen etwa
108000 an ein Kabelfernsehnetz angeschlossen sind,
Uber das Fernseh- und Horfunkprogramme tibertragen
werden und das auch fur andere Dienste wie Telefona-
te und Internet genutzt werden kann. Das Entgelt, das
die Vermieterin fur die Versorgung der Wohnungen mit
Fernseh- und Hérfunkprogrammen tber das Kabelnetz
zahlte, legte sie nach den Mietvertrégen als Betriebskos-
ten auf ihre Mieter um. Fiir die Mieter bestand nach den
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Mietvertragen keine Moglichkeit, wéahrend der Dauer
des Mietverhaltnisses die Versorgung ihrer Wohnungen
mit Fernseh- und Horfunksignalen zu kiindigen.

Die Klagerin ist die Zentrale zur Bekdmpfung unlaute-
ren Wettbewerbs. Sie sah einen wettbewerbswidrigen
VerstoR gegen § 43 b TKG darin, dass die Mietvertrage
keine Regelung enthielten, nach der die kostenpflich-
tige Bereitstellung eines Kabelanschlusses wenigstens
zum Ablauf einer Laufzeit von 24 Monaten kiindbar sei,
und die Vermieterin nicht den Abschluss von Mietver-
trdgen anbiete, nach denen die Bereitstellung solcher
Anschlisse auf eine Laufzeit von hochstens 12 Mona-
ten begrenzt sei. Die Klagerin nimmt die Beklagte auf
Unterlassung in Anspruch.

Der BGH entschied hingegen, dass die Vermieterin durch
die Bindung ihrer Mieter an den von ihr zur Verfligung
gestellten kostenpflichtigen Kabel-TV-Anschluss nicht
gegen § 43 b TKG verstoBen habe.

Mit der Bereitstellung der Kabel-TV-Anschlisse erbrin-
ge die Vermieterin allerdings einen Telekommunikations-
dienst im Sinne von § 3 Nr. 24 TKG. Sie stelle ihren Mie-
tern damit einen Dienst zur Verfligung, der ganz oder
Uberwiegend in der Ubertragung von Signalen bestehe.
Der von der Vermieterin angebotene Telekommunika-
tionsdienst sei angesichts der grofRen Anzahl der von
ihr vermieteten und mit einem Kabel-TV-Anschluss aus-
gestatteten Wohnungen auch im Sinne von § 3 Nr. 17 a
TKG offentlich zugénglich.

In den von der Vermieterin mit ihren Mietern geschlos-
senen Mietvertrdgen sei jedoch keine 24 Monate tber-
schreitende Mindestlaufzeit vereinbart (§ 43 b Satz 1
TKG). Die Vermieterin verwehre ihren Mietern auch
nicht den Abschluss von Mietvertragen mit einer
Hochstlaufzeit von zwolf Monaten (§ 43 b Satz 2
TKG). Die Mietvertrdge wiirden von der Vermieterin
vielmehr auf unbestimmte Zeit geschlossen und kénn-
ten von den Mietern — entsprechend der gesetzlichen
Regelung in § 573 ¢ Abs. 1 Satz 1 BGB - bis zum drit-
ten Werktag eines Kalendermonats zum Ablauf des
Ubernéchsten Kalendermonats gekiindigt werden.
Eine unmittelbare Anwendung des § 43 b TKG auf
die von der Vermieterin geschlossenen Mietvertrage
scheide daher aus.

Eine entsprechende Anwendung von § 43 b TKG im
Verhéltnis der Vermieterin zu ihren Mietern komme
ebenfalls nicht in Betracht. Aus der Entstehungsge-
schichte der maRgeblichen Regelungen gehe hervor,
dass der Gesetzgeber groRe Wohnungsbaugesellschaf-
ten, die mit Kabel-TV-Anschlissen ausgestattete Woh-
nungen vermieten und die Kosten des Kabelanschlus-
ses als Betriebskosten auf die Mieter umlegen, nicht
in den Geltungsbereich des § 43 b TKG einbeziehen
wollte. Das ergebe sich auch aus der Anderung des
Telekommunikationsgesetzes. Nach der ab dem 1. De-
zember 2021 geltenden Neuregelung in § 71 Abs. 1
Satz 1 und 3 TKG konnten Verbraucher zwar die In-
anspruchnahme von Telekommunikationsdiensten im
Rahmen eines Mietverhéltnisses nach 24 Monaten be-
enden. Diese Neuregelung sei nach der Ubergangs-

vorschrift des § 230 Abs. 4 TKG aber erst ab dem 1. Juli
2024 anwendbar, wenn die Gegenleistung — wie im
vorliegenden Fall — ausschlieBlich als Betriebskosten
abgerechnet werde.

Ab dem 1.7.2024 bekommen dann alle Mieter die Wahl-
freiheit und das sogenannte Nebenkostenprivileg, auch
.Zwangsverkabelung" genannt, ist endgtiltig Geschich-
te.

Bauldirm vom Nachbargrundstiick

a) Nach Abschluss des Mietvertrags eintretende erhdh-
te Larm- und Schmutzimmissionen begriinden, auch
wenn sie von einer auf einem Nachbargrundstiick eines
Dritten betriebenen Baustelle herriihren, bei Fehlen an-
derslautender Beschaffenheitsvereinbarungen grund-
satzlich keinen gemaR § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB zur
Mietminderung berechtigenden Mangel der Mietwoh-
nung, wenn auch der Vermieter die Immissionen ohne
eigene Abwehr- oder Entschadigungsmoglichkeit nach
§ 906 BGB hinnehmen muss.

b) Eine anderslautende Beschaffenheitsvereinbarung
der Mietvertragsparteien kann nicht mit der Begriin-
dung bejaht werden, die Freiheit der Wohnung von
Baularm werde regelmaBig stillschweigend zum Ge-
genstand einer entsprechenden Abrede der Mietver-
tragsparteien.

BGH vom 24.11.2021 - VIl ZR 258/19 -

= Langfassung im Internet

Der Mieter wohnte seit 2011 in einem ruhig gelegenen
Mehrfamilienhaus. Ab November 2017 wurden auf ei-
nem Grundstiick auf der gegentiberliegenden StraRen-
seite, welches bis dahin als Kleingartenkolonie genutzt
worden war, vier Wohngebaude mit sechs bis acht Voll-
geschossen samt Unterkellerung und einer Tiefgarage
errichtet.

Der Mieter hielt wegen des durch diese Baustelle auf
seine Wohnung einwirkenden Bauldrms sowie wegen
mit den BaumaBnahmen verbundener Staubentwicklung
eine Mietminderung von 30 % seit November 2017 flr
angemessen. Der Vermieter widersprach. Es kam zum
Prozess.

Das Landgericht entsprach dem Anliegen des Mieters
teilweise in Hohe von 15 %. Es begriindete seine Ent-
scheidung vor allem damit, dass das MaRB der auf eine
Mietwohnung einwirkenden Immissionen stillschwei-
gend Gegenstand der vertraglichen Beschaffenheitsver-
einbarung werde, so dass eine erhebliche Verschlechte-
rung des Immissionsniveaus einen Mangel darstelle.
Dies sah der BGH anders.

Das Landgericht sei rechtsfehlerhaft vom Vorliegen ei-
ner stillschweigend getroffenen Beschaffenheitsverein-
barung zur , Freiheit der Wohnung von Baularm* und
einem hiernach zur Minderung der Miete berechtigen-
den Mangel ausgegangen.

Es sei keineswegs so, dass die Freiheit einer Wohnung
von Bauldrm (mangels Existenz einer benachbarten Bau-
stelle bei Abschluss des Mietvertrags, sonstiger beid-
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seitiger Kenntnis eines entsprechenden Vorhabens oder
ausdriicklicher abweichender Absprachen) regelméaBig
und auch vorliegend stillschweigend Gegenstand einer
Beschaffenheitsvereinbarung sei, da — wie das Landge-
richt ausfiihrt — ,im groRstadtischen Kontext BaumaR-
nahmen zwar nicht untblich sind, aber selbst dort und
auch in Berlin die ganz tiberwiegende Mehrzahl der
Mietwohnungen von entsprechenden MaBnahmen und
den damit verbundenen erheblichen zusatzlichen Immis-
sionen nicht betroffen ist".

Diese Sichtweise sei mit der stdndigen Rechtsprechung
des BGH zu den Anforderungen an eine mietvertragli-
che Beschaffenheitsvereinbarung nicht zu vereinbaren.
Denn auch eine konkludente Beschaffenheitsvereinba-
rung setze zwei Uibereinstimmende Willenserklarungen
voraus. Fur die Annahme einer solchen Willensiiberein-
stimmung beztiglich einer ,Umweltbedingung" reiche
es jedoch nicht aus, dass der Mieter bei Vertragsschluss
einen von auBen auf die Mietsache (nicht) einwirkenden
Umstand — wie hier die Abwesenheit von Bauldrm —in
einer fur ihn vorteilhaften Weise wahrnimmt und er sich
(moglicherweise auch) wegen dieses Umstands dafiir
entscheidet, die Wohnung anzumieten.

Zur konkludent geschlossenen Beschaffenheitsvereinba-
rung werde dieser Umstand vielmehr nur, wenn der Ver-
mieter aus dem Verhalten des Mieters nach dem objek-
tiv zu bestimmenden Empfangerhorizont (§8§ 133, 157
BGB) erkennen musste, dass der Mieter die Fortdauer
dieses bei Vertragsschluss bestehenden Umstands tber
die unbestimmte Dauer des Mietverhéltnisses hinweg
als maBgebliches Kriterium fur den vertragsgemalen
Gebrauch der Wohnung ansieht, und der Vermieter dem
zustimmt. Eine einseitig gebliebene Vorstellung des Mie-
ters gentige fur die Annahme einer diesbezlglichen Wil-
lenstibereinstimmung selbst dann nicht, wenn sie dem
Vermieter bekannt sei. Erforderlich sei jedenfalls, dass
der Vermieter darauf in irgendeiner Form zustimmend
reagiere (BGH vom 29.4.2015 - VIl ZR 197/14 — und
vom 29.4.2020 - VIl ZR 31/18 -). Derartige Umsténde
seien vorliegend aber weder vom Berufungsgericht fest-
gestellt noch sonst ersichtlich.

Soweit danach konkrete Parteiabreden zur Beschaffen-
heit der Mietsache fehlten, begriindeten nachtréaglich
erhohte Gerdusch- und Schmutzimmissionen durch Drit-
te jedenfalls dann grundsétzlich keinen gemdlR § 536
Abs. 1 Satz 1 BGB zur Mietminderung fihrenden Man-
gel einer Mietwohnung, wenn auch der Vermieter sie
ohne eigene Abwehr- oder Entschadigungsmaoglichkei-
ten als unwesentlich oder ortsiiblich hinnehmen mdisse
(8 906 BGB); insoweit nehme der Wohnungsmieter an
der jeweiligen Situationsgebundenheit des Mietgrund-
stlicks teil (BGH a.a.O.). An dieser Rechtsprechung hal-
te der BGH fest.

Diesbezliglich habe das Berufungsgericht bislang nicht
die erforderlichen Feststellungen dazu getroffen, ob und
insbesondere in welchem Umfang im Streitfall die vom
Mieter behaupteten Gerdusch- und Schmutzimmissio-
nen vorgelegen haben und ob hierdurch eine mehr als
nur unerhebliche Minderung der Tauglichkeit der Miet-
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sache zum vertragsgeméRen Gebrauch eingetreten sei
(8 536 Abs. 1 Satz 2, 3 BGB). Diese Feststellungen wer-
de es nunmehr nachholen mussen, da der Vortrag des
Mieters zu den von der Baustelle auf die von ihm gemie-
tete Wohnung einwirkenden Immissionen zwischen den
Parteien nicht unstreitig sei. Das Berufungsgericht hatte
sich deshalb nicht mit der nicht ndher begriindeten An-
nahme begntigen durfen, ,angesichts der typischerwei-
se mit den durch eine GroRbaustelle der hier unstreitigen
Qualitdt verbundenen Larm- und Schmutzimmissionen"
sei eine Mietminderung von 15 % angemessen.
Bezliglich der Darlegungs- und Beweislast habe zundchst
der Mieter darzulegen und erforderlichenfalls zu bewei-
sen, dass die von ihm angemietete Wohnung Immissio-
nen der vorbezeichneten Art ausgesetzt sei, die die
Gebrauchstauglichkeit der Wohnung unmittelbar beein-
trachtigen, und dass es sich hierbei um eine wesentliche
Beeintrdchtigung im Sinne des § 906 Abs. 1 Satz 1 BGB
handele.

Dabei musse der Mieter aber bei wiederkehrenden Be-
eintrdchtigungen in Gestalt von Baustellenimmissionen
weder ein , Larmprotokoll” noch das Ergebnis einer
Messung des von den Bauarbeiten ausgehenden Schall-
druckpegels in Dezibel (dB) vorlegen und dazu entspre-
chenden Vortrag halten. Vielmehr genlige grundsétzlich
eine Beschreibung, aus der sich ergibt, um welche Art
von Beeintrachtigungen es geht und zu welchen Tages-
zeiten, Uiber welche Zeitdauer und in welcher Frequenz
diese ungefdhr auftreten.

Da vorliegend der Vermieter und der bauende Nach-
bareigentiimer ein wesentliches Ausmal der von der
Baustelle herrtihrenden Immissionen ausdrticklich be-
stritten und vielmehr behauptet hatten, der Mieter hétte
die von ihm angemieteten Raume uneingeschrankt nut-
zen kénnen, weil bei den Bauarbeiten alle einschlagi-
gen Vorschriften und insbesondere die AVV Bauldrm,
die im Rahmen von § 906 Abs. 1 Satz 3 BGB jedenfalls
als Orientierungshilfe heranzuziehen sei, eingehalten
worden seien, misse das Landgericht nunmehr die vom
Mieter angebotenen Beweise durch Zeugenvernehmun-
gen sowie durch Einholung eines Sachverstandigengut-
achtens prfen.

Da die Sache daher noch nicht entscheidungsreif war,
verwies der BGH sie zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung an das Berufungsgericht zuriick.

Zahlungsverzug

Die Erheblichkeit des zur auBerordentlichen fristlosen
Kiindigung eines Wohnraummietverhaltnisses wegen
Zahlungsverzugs berechtigenden Mietriickstands ist
gemadB § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a Alt. 2, § 569
Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 BGB allein nach der Gesamthdohe
der beiden riickstindigen Teilbetrage zu bestimmen.
Danach ist der Riickstand jedenfalls dann nicht mehr
unerheblich, wenn er die fiir einen Monat geschulde-
te Miete iibersteigt. Fiir eine dariiberhinausgehende
gesonderte Bewertung der Hohe der einzelnen mo-
natlichen Riickstande im Verhéltnis zu jeweils einer
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Monatsmiete und damit fiir eine richterliche Anhebung
der Anforderungen an eine auBerordentliche fristlose
Kiundigung wegen Zahlungsverzugs lasst das Gesetz

keinen Raum.

BGH vom 8.12.2021 - VIII ZR 32/20 -

= Langfassung im Internet

Von der Bruttomiete in Héhe von monatlich 704 Euro
blieb der Mieter fir den Monat Januar 2018 135,41 Eu-
ro schuldig; fur Februar 2018 entrichtete er keine Miete.
Wegen dieser Ruickstdnde erklarte die Vermieterin mit
Schreiben vom 9. Februar 2018 die fristlose, hilfsweise
die fristgerechte Kiindigung des Mietvertrags.

Das Amtsgericht hat der R&umungs- und Herausgabe-
klage stattgegeben. Zur Begriindung seiner Entschei-
dung hat das Amtsgericht ausgefiihrt, die Vermieterin
habe das Mietverhdltnis gemal § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
Buchst. a Alt. 2, § 569 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 BGB wirksam
fristlos gekiindigt, weil der Mieter im Zeitpunkt der Kiin-
digung fir zwei aufeinander folgende Monate mit der
Entrichtung eines die geschuldete Miete fiir einen Mo-
nat Ubersteigenden und damit nicht unerheblichen Teils
der Miete in Verzug gewesen sei. Auf die Berufung des
Mieters hat das Landgericht das erstinstanzliche Urteil
abgeédndert und die Klage abgewiesen.

Der Kundigungsgrund des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
Buchstabe a Alt. 2 BGB sei nicht gegeben. Zwar lber-
steige der Gesamtbetrag des Mietriickstands von 839,41
Euro eine Monatsmiete. Jedoch sei fur den ersten der
beiden Monate (Januar 2018) kein , nicht unerheblicher
Teil der Miete" offengeblieben. Der Rickstand fir diesen
Monat (135,41 Euro) betrage nur 19 % der Monatsmie-
te von 704 Euro. Als nicht unerheblicher Riickstand im
Sinne des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a Alt. 2
BGB konne hingegen nur ein Mietanteil ,,etwa" in Hohe
einer hélftigen Monatsmiete angesehen werden.

Der BGH folgte der Argumentation des Landgerichts
nicht. Er hob das Landgerichtsurteil auf und stellte das
Rdumungsurteil des Amtsgerichts wieder her.

Es habe ein wichtiger Grund fiir die Kiindigung im Sinne
von § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a Alt. 2 BGB
vorgelegen, weil die Mieterin fur zwei aufeinander fol-
gende Termine mit der Entrichtung eines nicht unerheb-
lichen Teils der Miete in Verzug gewesen sei. Der riick-
stdndige Teil sei dann nicht unerheblich, wenn er die
Miete flir einen Monat Ubersteige. Dabei komme es
— anders als das Landgericht meine — nur auf den rlick-
standigen Gesamtbetrag an.

Eine dariiberhinausgehende gesonderte Bewertung der
Hohe der einzelnen monatlichen Riickstdnde im Verhalt-
nis zu einer Monatsmiete sehe das Gesetz nicht vor. Es
komme daher nicht darauf an, ob jeder riickstéandige
Teilbetrag fur sich genommen im Verhdltnis zur monat-
lichen Miethohe nicht unerheblich sei.

Es bleibt also dabei, dass der kiindigungsrelevante Miet-
riickstand schon ab einer Monatsmiete plus einem Cent
vorliegt, jedenfalls, wenn die Riickstdnde aus zwei auf-
einander folgenden Monaten stammen. Entfallen die
Mietriickstande auf nicht aufeinander folgende Mona-

te, ist nach wie vor ein Gesamtbetrag in Hohe von zwei
Monatsmieten fur die fristlose Kiindigung wegen Zah-
lungsverzuges erforderlich.

Mietpreisbremse

Die Berliner Mietenbegrenzungsverordnung vom
28. April 2015 (GVBI. 2015 S. 101) ist nicht wegen
einer unzureichenden Verdffentlichung der Begriindung
unwirksam. Die Verordnungsbegriindung ist in hin-
reichender Weise und rechtzeitig vor Inkrafttreten
der Verordnung am 1. Juni 2015 veroffentlicht wor-
den.

BGH vom 19.1.2022 - VIII ZR 123/21 -

= Langfassung im Internet

Im Prozess ging es um die Anwendbarkeit der Mietpreis-
bremse. Der Vermieter hatte unter anderem vorgebracht,
dass Anspriiche des Mieters schon deshalb ausgeschlos-
sen seien, weil die Berliner Mietenbegrenzungsverord-
nung vom 28.4.2015 (GVBI. 2015 S. 101) nichtig sei
und deshalb kein Rechtsgrund fiir die Anwendung der
Mietpreisbremse existiere. Die Nichtigkeit stitzte der Ver-
mieter darauf, dass die Begriindung der Verordnung
nicht vor deren Inkrafttreten verdffentlicht worden sei.
Das Landgericht hatte sich zu diesem Rechtsproblem
nicht eindeutig geduBert. Anders der BGH: In der Tat sei
die Pflicht zur Begriindung der Gebietsverordnung zwin-
gender Bestandteil der Erméachtigungsgrundlage des
§ 556 d Abs. 2 Satz 5 BGB. Eine Rechtsverordnung zur
Bestimmung von Gebieten mit angespanntem Woh-
nungsmarkt ohne 6ffentlich bei Inkrafttreten der Ver-
ordnung bekannt gemachte Verordnungsbegriindung
sei mit dem Wortlaut und dem Normzweck der Erméach-
tigungsgrundlage nicht vereinbar. Es handele sich dabei
um eine Wirksamkeitsvoraussetzung, deren Fehlen zur
Nichtigkeit der Verordnung ftihre.

Die Verordnung vom 28.4.2015 begegne aber keinen
durchgreifenden rechtlichen Bedenken. Insbesondere
sei sie nicht deswegen nichtig, weil sie aufgrund von
Méngeln der Bekanntmachung nicht in einer den Anfor-
derungen des Begriindungsgebots gemaR § 556 d Abs. 2
Satz 5 bis 7 BGB gerecht werdenden Weise begriindet
worden wdre.

Zwar habe der Senat von Berlin die Verordnungsbegriin-
dung nicht selbst veroffentlicht, diese jedoch dem Ber-
liner Abgeordnetenhaus tbersandt, das die Verordnung
einschlieBlich ihrer Begriindung als Drucksache 17/2272
auf seiner Internetseite verdffentlicht habe (www.par-
lament-berlin.de/ados/17/111Plen/vorgang/verordnun-
gen/vo17-186.pdf). Damit liege eine der Offentlichkeit
leicht zugéngliche Bekanntmachung durch eine amtliche
Stelle vor. Die Begriindung der am 1.6.2015 in Kraft ge-
tretenen Verordnung sei am 28.5.2015 veroffentlicht
worden. Daher sei die Verordnungsbegriindung im Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Verordnung in einer den
Anforderungen des Begriindungsgebots gemaR § 556 d
Abs. 2 Satz 5 bis 7 BGB gerecht werdenden Weise der
Offentlichkeit zugdnglich gemacht worden.
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DES BERLINER MIETERVEREINS

Wir freuen uns auf lhren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verstiandnis, dass aus organisatorischen
Griinden eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.

MiillerstraBe
MiillerstraBe 1_35, nahe Seestralle Schénhauser AIIee
(neben dem Kino Alhambra) )
Zugang im EG (iber mobile Shonhause!' Allee 134 B
Rampe (Stufe 10 cm) Zugang im EG
[ Seestrale rollstuhlgerecht
[ Eberswalder StralRe
Altstadt Spandau
MonchstralBe 7 (Laden),
nahe Markt Reini-kendorf Pankow

Zugang im EG
tiber mobile Rampe
[ Altstadt Spandau

U © Rathaus Spandau

Spandau

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Wilmersdorfer StraBe

ZillestraBe 81 (Laden),

nahe Wilmersdorfer StralRe
Zugang im EG bedingt
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
[ BismarckstraBe (U2 und U7)

Walther-Schreiber-Platz Siidstern

RheinstraBe 44 Hasenheide 63 (Laden),

(A Zugang iiber Fahrstuhl nahe [ Stidstern
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)

Mai oder Juni 2022.

Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespréch in der Beratungsstelle
juristischer Schriftverkehr mit lhrem Vermieter oder Behorden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung
an die Geschiftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, konnen die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich
ist jedoch zunéchst die Beratung durch den Berliner Mieterverein
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine
telefonische Beratung erfillt diese Obliegenheitsverpflichtung
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie lhre Post bitte ausschliellich an die
Geschéftsstelle, Spichernstrale 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung moglich ist.
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Das Beratungszentrum schlieBt
[0 Walther-Schreiber-Platz am 14. April 2022. Das Ersatz-
© FeuerbachstraBe objekt 6ffnet voraussichtlich im

Offnungszeiten

Achtung: In der Geschéftsstelle andere
Offnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

Spontan: Beratung chne Terminvereinbarung
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 1=
Dienstag und Donnerstag vase
Freitag von 15 bis 42+

Beraty~

9 bis 20 Uhr und am
ag. Vereinbaren Sie telefonisch
n personlichen Termin.

Servicetelefon: & 030-226 260

Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr,
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr

Corona-Pravention in den Beratungszentren
und in der Geschiftsstelle:

Aktuell keine Beratungen ohne Terminvereinbarung
Bitte vereinbaren Sie lhren persénlichen Beratungstermin
Uber unser Servicetelefon & 030-226 260.

Aktuelles zu den Beratungsangeboten finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de

Geschiftsstelle
Spichernstrale 1, 10777 Berlin

M SpichernstraBe (U3 und U9)
Zugang im EG rollstuhlgerecht

Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr,
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

Zugang rollstuhlgerecht
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet (iber den Hof)

M © Frankfurter Allee
[ SamariterstraBe

BahnhofstraBe kspenick
BahnhofstraBe 5 (Laden),

nahe Seelenbinderstrale

Zugang im EG bedingt
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-

person (Stufe 19 cm)
© Kopenick, Tram/Bus Bahnhof-
straBe/Ecke Seelenbinderstrale

m O w wm

[ :l BERLINER MIETERVEREIN |

Beratungs-
zentrum
Frankfurter
Allee in der
Frankfurter
Allee 85



GESCHAFTSSTELLE

Berliner Mieterverein e.V.,
SpichernstraBe 1, 10777 Berlin
[ SpichernstraBe (U3, U9),

Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. SpichernstraBBe), néchster © ist
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U9 erreichbar)
Zugang im EG rollstuhlgerecht

= 030-226260, Fax: 030-22626-161,

@

Offnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung (aktuell nur mit Terminvereinbarung, siehe unten):

Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Corona-Pravention:

Auch in der Geschiftsstelle finden zurzeit keine Beratungen ohne Terminverein-

barung statt. Bitte vereinbaren Sie lhren personlichen Beratungstermin tiber unser
Servicetelefon & 030-226 260. Weitere Infos: www.berliner-mieterverein.de

WEITERE

Die hier aufgefiihrten Beratungsstellen
sind wieder geoffnet. Es gilt die 3 G-
Regel: geimpft, genesen oder getestet.
Bitte tragen Sie eine FFP2-Maske. Nur
in diesen ,kleinen" Beratungsstellen ist
aufgrund der geringeren Besucherzahlen
auch eine Beratung ohne vorherige Ter-
minvereinbarung moglich. Teilweise ist
die Zahl der Personen, die sich gleich-
zeitig in den Raumen aufhalten konnen,
sehr stark eingeschrankt. Stellen Sie sich
also darauf ein, dass Sie gegebenenfalls
vor der Einrichtung warten miissen. Es
kann nur eine Person pro Beratungsge-
sprach zugelassen werden.

(&, Auskinfte zur Zugénglichkeit und
weitere Informationen (iber unser
Servicetelefon & 030-226 260

Geoffnet sind:

Lichtenberg

Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum lkarus, Wandlitzstr. 13
© Karlshorst
ab 25. April 2022

Di 18-20 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel,
Ribnitzer Strale 1b, 2. OG, Raum 204
© Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
Mo 17-19 Uhr
Kieztreff,
Marzahner Promenade 38
© Marzahn,
Tram/Bus Marzahner Promenade
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Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass,
Kummerower Ring 42
M Kienberg/Géarten der Welt

Pankow

Mi 17-19 Uhr
Gemeindehaus Pankow,
Breite Strafe 38
Tram Pankow Kirche

Do 17-19, Fr 14-16 Uhr
Freizeithaus WeiRensee,
PistoriusstrafRe 23
Bus 158, 255

Reinickendorf

Mi 17-19 Uhr
Familientreff Wittenau,
Oranienburger StraBe 204,
Ecke Roedernallee
nahe [ Wittenau (250 m FuBweg)
und © Wittenau (400 m FuBRweg)
ab 27. April 2022

Treptow-Kopenick

NEU Mi 17-19 Uhr
Villa Offensiv,
HasselwerderstraBe 38-40

Weiter geschlossen bleiben:

Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und
Beratungsstelle, Perleberger Strale 44
Tempelhof-Schoneberg:
Evangelisches Gemeindehaus,
FriedenstraBe 20

Zehlendorf:

Mittelhof e.V., KdnigstraBe 43

fiir Auskiinfte und
Terminvereinbarungen:

030-226260

MIETERVEREIN
ONLINE

Im Internet erreichen Sie uns unter
www.berliner-mieterverein.de

Infoblatter

Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmangel oder Mieterh-
hung, der Mieterverein hélt fr Sie in der
Hauptgeschaftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein groBes Angebot an Informa-
tionsbldttern bereit. Alle Informationen
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm

Mein BMV

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder
Ihr Nachname hat sich gedndert?

Sie moéchten dem Berliner Mieterverein An-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen?
Oder Sie mochten zuktinftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Anderungen per Post oder
per E-Mail kontakt@berliner-mieterverein.de

mitteilen. Vielen Dank fiir Ihr Verstidndnis.

Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische
Kurzberatung — schnell und unbiirokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres
MieterMagazin) und beachten Sie, dass
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann.
Insbesondere, wenn sich aus lhrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle
erforderlich. Die Obliegenheit fur den
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfullt. Um Wartezeiten zu
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung:
= 030-22626-152

Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr
sowie Montag und Donnerstag
von 17 bis 20 Uhr
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Corona-Pravention:

Ob Energieberatung zu Heizung und
Heizkosten, Sozialrechtsberatung,
Gewerbemieterberatung, Nutzer-/
Pachterberatung oder Mietrechts-
beratung fiir Kiinstler (siehe unten) —
in jedem Fall ist derzeit eine Termin-
vereinbarung erforderlich.

Bitte vereinbaren Sie lhren persén-
lichen Beratungstermin tiber unser
Servicetelefon & 030-226 260.

Heizung
und Heizkosten

Bei technischen Fragen zur Heizung und
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie Uber energiesparende
Modernisierungsmafnahmen (auch durch
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung.
Terminvereinbarung ist notwendig

unter @& 030-226260:

Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstrale 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum
Frankfurter Allee 85

Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter @ 030-226260

Uberpriifung des
Fernwarmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon tberprift fiir
Mitglieder des BMV die Angemessenheit
des Fernwédrmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebdudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der gelieferten Warmemenge und des
Baualters, gegebenenfalls beim Vermieter
erfragen) sowie nach Mdglichkeit die War-
meabrechnung des Fernwérmelieferanten
einsenden an:

Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner,
Spichernstrafie 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht
und Miete

Beraten wird insbesondere zu Wohngeld,
Wohnberechtigungsschein, Ansprichen
auf Mietsenkung und die Beschrankung
von Modernisierungsumlagen fur Mieter
der stadtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten fur die Unterkunft und
Heizung im Rahmen der Grundsicherung
fur Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.

Bitte vereinbaren Sie einen Termin.
Servicetelefon @& 030-226260
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RUND UM DIE WOHNUNG

Mediation und
Konfliktberatung

Bei Larm durch Nachbarn und Auseinander-

setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-

nern bietet der Berliner Mieterverein seinen

Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit

dem Konflikt und bei Bedarf ein Mediations-

verfahren zur einvernehmlichen Losung des

Problems an. Die Beratung/Mediation wird

von einem Mediator (Konfliktvermittler)

durchgefiihrt. Das Angebot ist fur Mitglie-

der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
Telefonberatung und Kontakt:

Do 17-18 Uhr, auBerhalb dieser Zeiten

ist ein Anrufbeantworter geschaltet:

@ 030-34710821;

E-Mail-Anfragen:

mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung
fiir Gewerbemieter

Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter @ 030-226 260
Die Beratung findet statt:
Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum
ZillestraBe 81, nahe Wilmersdorfer Strale
[ BismarckstraBe
Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum
Schonhauser Allee 134 B
[ Eberswalder Strale
Wilmersdorf/Schéneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschéftsstelle Spichernstrale 1
[ SpichernstraBe

Schwerpunktberatung
Nutzer/Péchter

Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
M Neue Grottkauer StraBe
Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, HasselwerderstraBe 38-40
© Schoneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-iibernahme

Zur personlichen Unterstiitzung

in Ab- und Ubernahmeterminen
empfiehlt der Berliner Mieterverein
folgende sachkundige Personen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,

@ 030-2943107 oder & 0178/78007 80
Dipl.Ing.Arch. Ruidiger Beer,

= 030-20989265 oder =& 0163 /8266944

Kosten: 90 Euro pro Termin zuzlglich
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben
genannten Personen. Gutachten und ju-
ristische Auskinfte sind nicht moglich.
Bei Abnahme: Die Prifung lhrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schon-
heitsreparaturen sollte bereits vor der
Wohnungsabnahme in einer unserer
Beratungsstellen erfolgen.

Gutachten — der BMV
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen
auch technische Probleme. Zur Beurteilung
ist Sachverstand erforderlich.

Mit den nachstehenden Gutachtern haben
wir fir Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins glinstige Konditionen vereinbart.
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten
vor einer Beauftragung. Darlber hinaus-
gehende Auskiinfte und Beratungen sind
telefonisch nicht moglich. Die Juristen des
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten

zu folgenden Themenbereichen:
Wohnfldchenberechnung
Schonheitsreparaturen
Feuchtigkeitsschaden

durch schadhafte Abdichtungen
Modernisierung: Mieterhthungsprifung

aus bautechnischer Sicht
Heizung/Warmwasser/Warmeddmmung
Hausrat
Wohnungsméngel

auch bei Schimmelbelastung
Schimmelpilzbewertung/-bestimmung

ohne bauliche Ursachenbestimmung
Gerduschmessung flir technische Anlagen
Elektrosmog/Mobilfunk
Umweltchemie/Umwelttechnik/

Schadstoffanalyse
Baubiologie (Elektrosmog,

Schadstoffanalytik)

Die Gutachter finden Sie unter

www.berliner-mieterverein.de/

oder rufen Sie & 030-226260 an.

Mietrechtsberatung
fiir bildende Kiinstler

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat
von 17 bis 19 Uhr

Kothener StraBe 44 (3. OG, BBK),
Berlin-Kreuzberg, © Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Kiinstler in Ateliers,
Gewerberdumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin
unter @ 030-230899-0
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Kooperationsangebote

fiir Mitglieder

Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs
fur den Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen

MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie ErméaRigungen fir Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard -
Berlin zum halben Preis

150 Partner in der Gastronomie, bei Sport

& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Fur BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein;
Bestellung: www.joycard.de, & 30369957

Bildung und Kultur

Urania

www.urania-berlin.de, & 030-218 90 91
Distel Kabarett —

Theater im Admiralspalast

www.distel-berlin.de, @& 030-204 47 04
Kleines Theater

www.kleines-theater.de, @ 030-821 20 21
Labyrinth Kindermuseum

www. kindermuseum-labyrinth.de

= 030-800931150

Mietspiegel
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung
fur Stadtentwicklung, @& 030-90139-4777

Betriebskostenspiegel
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/

Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de

Energiesparberatung
des BUND fiir Geringverdiener:

Termin unter @ 030-78790060

Wohngeld
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsamtern

Quartiersmanagement
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung,
@ 030-90139-4810

Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de

Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
@ 030-3023824

Larmschutz
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest — Leseraktion Straen-
larm, 10773 Berlin, @ 0180/2321313

Wohnen im Alter
Infotelefon beim Pflegestiitzpunkt Berlin,
Mo-Fr 9-18 Uhr: @ 0800-5950059
www.hilfelotse-berlin.de
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Mietschulden/Wohnungsnotfille
Geschiitztes Marktsegment/
Landesamt fir Gesundheit und Soziales
= 030-90229-3201/2
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html
Ambulante Dienste/GEBEWO
= 030-48098191, Fax 030-48098192,
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de
Ambulante Wohnbhilfe Wedding/I1B
= 030-4900099 0, Fax 030-490009928,
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de
Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de

Bezirksaktivengruppen

Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv
fir eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehort,

dass wir uns tiber das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren;

dass wir unsere Mitmieter aufkléaren;

dass wir uns einfach zusammentun,
um mit unseren Mietproblemen nicht
allein zu sein.

Wir wiirden uns freuen,
wenn auch Sie kommen wiirden.

Kontakt zu den ehremamtlichen Bezirks-
aktivengruppen auch tber Thomas Chris-
tel, Geschéiftsstelle des BMV, christel@ber
liner-mieterverein.de & 030-22626-144

Achtung: Derzeit finden iiberwiegend keine
Treffen der Bezirksaktivengruppen statt.
Bitte erkundigen Sie sich vor einem Besuch
bei den angegebenen Kontaktpersonen.

Charlottenburg-Wilmersdorf
Bezirksleitung: Raphael Thieme,
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz,
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg
Bezirksleitung: Gundel Riebe,
Ralf KieBling, Wolfgang Wilms
Die Aktivengruppe trifft sich immer am
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85.
Kontaktmoglichkeiten zur Bezirksleitung:
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann,
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann
Die Aktivengruppe trifft sich jeden
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der
.Undine", Wohnprojekt und Kieztreff,
Hagenstrale 57-60.

fiir Auskiinfte und
Terminvereinbarungen:

030-226260

Kontaktmoglichkeit in allen bezirklichen
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen
Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber

Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner
und Hellersdorfer Beratungsstellen wahrend
der Beratungszeiten moglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow
@ & WhatsApp 0176-5046 3311 (Mo-Sa
9 bis 19 Uhr, per SMS & WhatsApp auch
sonntags), Mail: thomassuckow@yahoo.com

Der offene Mitgliedertreff findet jeden

letzten Samstag im Monat von 16 bis

circa 18.15 Uhr statt.

Ort: Stadtteilladen Krefelder StraBe 1 A

(nahe Kreuzung Alt-Moabit);

bitte pandemiegerecht mit AHA-Regeln

und medizinischer Maske

Neukélin

Bezirksleitung: Jutta Hartmann,

Wilhelm Laumann

Kontakt: bmv-neukoelln@freenet.de
Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Mo

im Monat um 18.30 Uhr in der Richardstra-

Re 5 (Raume der Aktion Karl-Marx-StraRe)

Pankow

Bezirksleitung: Hans-Giinther Miethe,

Aleksandar Perovic, Karin Kemner
Kontaktmoglichkeiten:

Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum

Schénhauser Allee 134 B

Reinickendorf

Bezirksleitung: Helmut Moller
+Mittwochsrunde” jeden 1. Miim Mo-

nat ab 19 Uhr im Familientreff Wittenau,

Oranienburger Stralle 204

Spandau

Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum

Altstadt Spandau, MonchstraBe 7

jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer

Beratung: Betreuung der Mitglieder;

Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,

AG Privatisierung und Umwandlung:

Leitung: J. Wilhelm,

& 030-3315220

Steglitz-Zehlendorf

Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny

Tempelhof-Schéneberg

Bezirksleitung: Heike GlaRer-Hubner,

Karin Dewitz

Treptow-Kdpenick

Bezirksleitung: Henry Baumfelder,

llona Sechting, Rosemarie Wabner
Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-

austausch jeden 2. Donnerstag im Monat
Kontaktmoglichkeit in allen bezirklichen

Beratungsstellen zu den ausgewiesenen

Beratungszeiten
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MARKTPLATZ

Energieverbrauchs- und
Heizkosteniiberpriifung
bei Zentralheizungen

Heizkostenabrechnung einsenden!

Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemaB Berliner Heiz-
spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Uberpriifung des Energieverbrauchs
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebauden (mit mindestens sechs
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck konnen Ener-
gieverbrauch und Kosten mit anderen Gebauden in Berlin verglichen werden.
Die vom Energiesparberatungsbiiro KEBAB fiir den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sieben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des
Eurolabels fiir Haushaltsgerate.

Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in lhrem Wohngeb&ude benétigen
wir von lhnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Warmemenge (wichtig!), des Baualters
des Wohngebaudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des
Energietréagers (Gas, 0l) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwirme,
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erlduterungen.

Wurde fiir das von Ihnen bewohnte Gebéude nach Heizspiegel ein (dringender)
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein fiir Sie tétig
werden und den Gebaudeeigentiimer mit der Diagnose konfrontieren.
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen
von Seiten des Vermieters durchgefiihrt werden, kann es zur Uberschreitung
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Uberpriifung von Energieverbrauch
und -kosten beinhaltet ausdriicklich keine Rechtsberatung.

Viel Wissen ...
fiir wenig Geld

Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Dias Ersie®

Mietminderung bei
Wohnungsméngeln

wmrw woenwsy [0 AruTECARE Mo TI e

Bitte senden Sie lhre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., — Heizspiegeliiberpriifung —

SpichernstraBe 1, 10777 Berlin

Berliner Heizspiegel

Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

Plattenbau ("

Klasse,
die mindestens erzielt
werden sollte fiir:

niedriger Verbrauch

Mauerwerksbau ("

Klasse,
die mindestens erzielt
werden sollte fiir:

0-50 A

50-100 ] Neubau ab 1995 @ Neubau ab 1995 @
150-200 D Baujahr ab 1973 @) Baujahr ab 1984 @)
200-250 ~ EJ Baujahr bis 1972 @) Baujahr bis 1983 @)

250-300

sehr hoher Verbrauch

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder

Einzelofenheizungen sowie Heizanlagen in klei-

neren Gebauden (weniger als 6 Wohnungen)
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbrauche kdnnen hier sehr stark schwanken,
da der Einfluss des Nutzers Giberwiegt. Eine ers-
te Orientierung ist jedoch méglich. Die Energie-
klassen des Heizspiegels beziehen sich grund-
satzlich auf Verbrauche von Gebéuden, nicht
von Wohnungen. Sehr aufschlussreich ist aller-
dings der Vergleich mit Wohnungswerten.

(2) Die Klasse B sollte nach der geltenden War-

meschutzverordnung von 1995 erreicht werden.

Handlungsbedarf ¥

F
iiber 300 [cl) dringender Handlungshedarf @

Gesetzlich vorgeschrieben ist ein errechneter Be-
darfswert, nicht die hier ermittelte Verbrauchs-
klasse.

(3) Diese Klassen kénnen zu B und C verbessert
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute
Heizungsregelung, AuBenwandddmmung und
Warmeschutzverglasung genutzt werden.

(4) Die Gebaude dieser Klassen zeichnen sich oft
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung
sind in der Regel erforderlich. Eine Uberpriifung
der Abrechnung, der Haustechnik und der Ge-
baudesubstanz sollte hier unbedingt erfolgen.

Was ich als Mieter
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt
Rechte und Pflichten

bei Wohnmietverhiltnissen
vor — ein Standardwerk

fir alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale
NRW und DMB.

380 Seiten,

16,90 Euro

Tl B sty g T Bt

o) I

Tipps zum

Mietvertrag
fur Mieter

Falan T -
oo mtTen

Mietminderung
bei Wohnungsméngeln

Was muss beachtet werden,

wenn die Miete aufgrund von
Méngeln gekirzt werden soll?
Mit aktueller Gesetzgebung,
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten,

11,90 Euro

iR it e n Al

Was ich als

Mieter

wissen muss

Tipps zum Mietvertrag
fiir Mieter — Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem
kunftigen Mieter Hinweise,
worauf beim Abschluss eines
Mietvertrages zu achten ist.
Die Erlauterungen werden
erganzt durch praktische
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro

Die Broschlren kénnen bezogen werden Uber den Online-
Shop des DMB-Verlages: https://shop.mieterbund.de/




DEIN
ZUHAUSE
STEHT

AUF DEM
SPIEL!

e

MIETEN
STOPP! |



https://www.mietenstopp.de/

	INHALT
	INTRO
	Leserbriefe
	Impressum
	Mitgliederversammlung Marzahn-Hellersdorf
	Corona-Pandemie: BMV-Organisation und Mieterberatung

	PANORAMA
	Bundesweiter Mietenstopp: Immobilienmarkt-Entwicklung zeigt Handlungsbedarf
	Wirtschaftsstrafgesetz: „Keinen Schutz für schwarze Schafe“
	Abriss: Genehmigung gegen Cash
	Mieterland Deutschland
	Starke Teuerung bei Baustoffen und Energie: Vereiteln die Baupreise das ehrgeizige Neubauprogramm?
	Einwurf: Aktionsformen müssen sich verändern
	CO2-Preis: Ungerechte Kostenaufteilung auch beim Stufenmodell
	Berliner Miethöhe bei Wiedervermietung doppelt so hoch wie in Cottbus
	Heizkostenabrechnung: Saftige Nachzahlungen – besonders bei Ölheizungen
	Webtipp: Mieterstrom von möglichst vielen Dächern
	BBU-Marktmonitor 2021: Unseriös gerechnet
	Studierende: Das Bafög hinkt der Miete im Westen häufig hinterher
	Wohnungsmarktangebot: Für Familien bleibt es weiter eng
	Focus-Money lässt Leser Wohnungsunternehmen bewerten: Auf Platz 1 steht ein Vermieter unter Betrugsverdacht

	TITEL
	Klotzen allein reicht nicht – Der Wohnungsneubau muss Quantität und Qualität, Klimaschutz und Bezahlbarkeit vereinen
	Interview mit Reiner Wild: „Die Karten auf den Tisch“

	HINTERGRUND
	Bettenbörse für Ukraine-Geflüchtete: Überwältigendes Engagement
	Ülker Radziwill im MM-Gespräch: „Niemand soll Sorge vor Verdrängung haben“
	Vorkaufsrecht: Großstadt-Mietervereine machen Druck
	10 Fragen zur Betreuung: Ein starker Beistand für den hilfsbedürftigen Mieter
	Gasversorgung: So teuer war es noch nie

	MIETRECHT
	Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

	SERVICE
	Die BMV-Beratungszentren
	Bitte beachten Sie! Hinweise zur Rechtsberatung
	Öffnungszeiten der Beratungszentren
	Corona-Prävention: Alle Beratungen in Geschäftsstelleund Beratungszentren und -stellen nur nach Terminvereinbarung
	Geschäftsstelle
	Corona-Prävention: Alle Beratungen in Geschäftsstelleund Beratungszentren und -stellen nur nach Terminvereinbarung
	Weitere Beratungsstellen
	Servicetelefon
	Mieterverein Online
	Telefonberatung
	Beratungsangebote rund um die Wohnung
	Zusatzangebote in Kooperation mit Partnern
	Nützliche Links
	Ehrenamtliches Engagement




